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Das Ziel von IRIS ist die Veröffentlichung von
Informationen über rechtliche und rechtspoliti-
sche Entwicklungen, die für den europäischen
audiovisuellen Sektor von Bedeutung sind.
Obwohl wir uns darum bemühen, eine akkurate
Berichterstattung zu gewährleisten, verbleibt die
Verantwortung für die Richtigkeit der Fakten,
über die wir berichten, letztlich bei den Autoren
der Artikel. Jegliche in den Artikeln geäußerten
Meinungen sind persönlich und sollten in keiner
Weise dahingehend verstanden werden, daß sie
die Auffassung der in der Redaktion vertretenen
Organisationen wiedergeben.
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Liebe IRIS Leser,

zum vierzehnten Mal beginnen wir ein IRIS Jahr,
in dessen Verlauf wir Sie wie immer zuverlässig und
aktuell über die wichtigsten Entwicklungen der Gesetz-
gebung, Rechtsprechung und Verwaltungspraxis im
audiovisuellen Sektor informieren werden. Dank der
Vermittlung von Alexandros Economous, unseres IRIS
Korrespondenten für Griechenland, wird uns bei dieser
Aufgabe erstmalig auch unser neues Partnermagazin
„∆iMEE“ unterstützen. ∆iMEE ist eine juristische Zeit-
schrift, die für den griechischen Markt vierteljährig
über zentrale Themen des Medien- und Kommunikati-
onsrechts berichtet.

Gemeinsam mit dieser ersten Ausgabe 2008 erhalten
Sie eine in zweierlei Hinsicht außerordentliche IRIS plus
zum europäischen Steuerrecht. Erstens bieten wir
Ihnen diese Beilage – als erste IRIS Veröffentlichung
überhaupt zum Thema Steuerrecht – zusätzlich zu den
regulär im Abonnement enthaltenen IRIS plus-Ausga-
ben an, sozusagen als doppeltes „Plus“. Zweitens behan-
delt er ein außerordentlich wichtiges Rechtsgebiet von
großer Bedeutung für die Finanzierung des audio-
visuellen Sektors, dem sich die Europäische Audiovisu-

elle Informationsstelle in Zukunft intensiver widmen
möchte. Insoweit weisen wir Sie gern auf unsere Aus-
schreibung hin, mit der wir unseren zukünftigen Part-
ner auf diesem Gebiet finden wollen (http://www.obs.
coe.int/about/tender_taxlawcoopagreement.html).

Auch dieses Jahr werden wir neben dem IRIS
Newsletter und den IRIS plus-Beiträgen sowohl die IRIS
Merlin Datenbank als auch die IRIS Spezial-Serie fort-
führen. Soeben ist die „IRIS Spezial: Rechtliche
Aspekte von Video-on-Demand“ erschienen und kann
von der Informationsstelle bezogen werden (siehe Seite
20 dieser IRIS). In Kürze werden wir außerdem eine
Online Studie zum Thema „Rechtliche Vorschriften zur
Regulierung der an Kinder adressierten Werbung“ auf
unsere Website einstellen. Wir freuen uns, Ihnen diese
Informationen zur Verfügung stellen zu können und
sind sicher, dass diese und alle im Laufe des Jahres fol-
genden Veröffentlichungen fur Sie nützlich und oder
gar richtungsweisend sein können.

Im Namen aller Kollegen der Informationsstelle
wünsche ich Ihnen ein frohes und erfolgreiches Jahr! �

Susanne Nikoltchev
IRIS Koordinatorin

Leiterin der Abteilung
juristische Information

Europäische Audiovisuelle
Informationsstelle

EUROPÄISCHE KOMMISSION Institut für Informationsrecht NYLS
MOSKAUER ZENTRUM FÜR MEDIENRECHT

UND MEDIENPOLITIK, MZMM

&Auteurs
Media
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INTERNATIONAL

EUROPARAT

Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte:
Rechtssache Glas Nadezhda EOOD
und Elenkov gegen Bulgarien

Im Jahr 2000 bewarb sich die Firma Glas Nadezhda
EOOD unter der Leitung von Anatoli Elenkov bei der bul-
garischen Комисия за регулиране на съобщенията
(Telekommunikationskommission – CRC) um eine Lizenz
zur Gründung eines Radiosenders zur Ausstrahlung
christlicher Sendungen in Sofia und Umgebung. Die CRC
verweigerte die Lizenz und begründete ihren Beschluss
mit der Entscheidung des Nationalen Hörfunk- und Fern-
sehausschusses, der anhand der von Glas Nadezhda EOOD
vorgelegten Unterlagen befunden hatte, dass der
geplante Radiosender nicht die Bedingungen erfüllen
würde, nach denen ein Sender Gesellschafts- oder Wirt-
schaftssendungen ausstrahlen oder sich an ein regiona-
les Publikum richten muss. Auch die Anforderungen,
nach denen ein Sender Originalsendungen produzieren,
die Zufriedenheit des Publikums gewährleisten und die
nötigen professionellen und technologischen Ressourcen
bereitstellen müsse, habe die Bewerbung nicht vollstän-
dig erfüllt.

Glas Nadezhda EOOD klagte gegen die Entscheidun-
gen der CRC und des Ausschusses vor dem Obersten Ver-
waltungsgericht, das jedoch rechtskräftig urteilte, der
Ausschuss habe bei der Beurteilung der Frage, ob ein
Antrag auf eine Sendelizenz bestimmte Kriterien erfülle,
in freiem Ermessen entscheiden können, und eine
gerichtliche Überprüfung dieses Ermessens sei nicht
möglich. In der Zwischenzeit versuchte Elenkov, eine
Kopie des Protokolls der Beratungen des Ausschusses zu
erhalten, die der Öffentlichkeit nach dem Gesetz über
den Zugang zu öffentlichen Informationen von 2000 zur
Verfügung stehen sollte. Trotz seiner Anträge und eines
Gerichtsbeschlusses wurde Elenkov der Zugang zu dem
Protokoll nicht ermöglicht.

Aufgrund von Art. 9 (Gedanken-, Gewissens- und
Religionsfreiheit) und 10 (Freiheit der Meinungsäuße-
rung) der Europäischen Menschenrechtskonvention klag-
ten die Antragsteller dagegen, dass ihnen eine Sende-
lizenz verweigert worden war. Darüber hinaus klagten
sie gemäß Art. 13 (Recht auf wirksame Beschwerde)
gegen die anschließenden Gerichtsverfahren.

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte
(EGMR) ist der Auffassung, dass der Eingriff in die Frei-
heit der Meinungsäußerung der Antragsteller nicht nach
Art. 10 Abs. 2 gerechtfertigt sei. Der Nationale Hörfunk-

und Fernsehausschuss habe keinerlei öffentliche Anhö-
rung durchgeführt, und seine Beratungen seien geheim
gehalten worden, obwohl der Ausschuss per Gerichts-
beschluss verpflichtet war, den Antragstellern eine Kopie
des Protokolls zur Verfügung zu stellen. Außerdem habe
der Ausschuss in seinem Beschluss lediglich erklärt, Glas
Nadezhda EOOD habe verschiedene Kriterien nicht oder
nur teilweise erfüllt. Eine Begründung für diese Schluss-
folgerung habe er jedoch nicht genannt. Darüber hinaus
habe das anschließende Gerichtsverfahren keine Abhilfe
hinsichtlich der mangelnden Begründung geschaffen, da
das Gericht die Auffassung vertreten habe, das Ermessen
des Ausschusses unterliege keiner gerichtlichen Über-
prüfung. Dies habe, gemeinsam mit den unklaren Aus-
sagen des Ausschusses in Bezug auf bestimmte Kriterien
für Sendungen, dazu geführt, dass den Antragstellern
der rechtliche Schutz gegen willkürliche Eingriffe in ihr
Recht auf freie Meinungsäußerung verwehrt worden sei.
Der EGMR weist darauf hin, dass die vom Ministerkomi-
tee des Europarats verabschiedeten Leitlinien im Bereich
der Rundfunkregulierung eine offene und transparente
Anwendung der Bestimmungen für das Lizenzierungs-
verfahren verlangen und konkret empfehlen, dass alle
Entscheidungen der Regulierungsbehörden ausreichend
zu begründen seien und einer Überprüfung durch die
zuständigen Gerichte zugänglich sein müssten (Empfeh-
lung Rec (2000) 23 zur Unabhängigkeit und den Funk-
tionen von Regulierungsbehörden für den Rundfunksek-
tor). Daher kommt der EGMR zu dem Schluss, dass der
Eingriff in die Freiheit der Meinungsäußerung der
Antragsteller nicht rechtmäßig war und ein Verstoß
gegen Art. 10 vorliegt.

Aufgrund seiner Ergebnisse in Bezug auf Art. 10
befindet der EGMR, es müsse nicht zusätzlich geprüft
werden, ob auch gegen Art. 9 verstoßen worden sei. Er
stellt jedoch fest, dass ein Verstoß gegen Art. 13 vor-
liegt. Der Oberste Verwaltungsgerichtshof habe erklärt,
er könne nicht überprüfen, auf welche Weise der Natio-
nale Hörfunk- und Fernsehausschuss beurteilt habe, ob
die Programmunterlagen von Glas Nadezhda EOOD die
einschlägigen Kriterien erfüllen, da diese Beurteilung im
freien Ermessen des Ausschusses liege. Der Oberste Ver-
waltungsgerichtshof habe sich also geweigert, die mate-
riellen Grundlagen der Ermessensentscheidung des Aus-
schusses zu untersuchen, und die Fragen, die für die
Beschwerde der Antragsteller nach Art. 10 in der Sache
relevant waren, nicht geprüft. Unter Verweis auf seine
Rechtsprechung in ähnlichen Fällen gelangt der EGMR
zu dem Schluss, dass der Ansatz des Obersten Verwal-
tungsgerichtshofs – nämlich dessen Weigerung, die
Ermessensentscheidung des Ausschusses auf Fehler zu
prüfen, – den Anforderungen von Art. 13 EMRK nicht
genügt. �

•Urteil des Europäischen Menschenrechtsgerichtshofs (Fünfte Sektion), Rechtssache
Glas Nadezhda EOOD und Elenkov gegen Bulgarien, Antrag Nr. 14134/02 vom
11. Oktober 2007, abrufbar unter:
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=9237

EN

Dirk Voorhoof
Universität Gent (Belgien)
& Universität Kopenhagen

(Dänemark) & Mitglied
der flämischen

Medienregulierungsbehörde
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In seinem Urteil in der Rechtssache C-195/06 Komm-
Austria gegen ORF vom 18. Oktober 2007 legte der
Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften (EuGH)
eine Reihe von Kriterien fest zu der Frage, ob ein
Gewinnspiel während der Ausstrahlung eines Fernseh-
programms als Teleshopping oder Fernsehwerbung im
Sinne von Art. 1 der Richtlinie 89/552/EWG (Fernsehen
ohne Grenzen) einzustufen ist.

Das vorliegende Urteil erging auf Ersuchen des öster-
reichischen Bundeskommunikationssenats (BKS) im Zuge
eines Rechtsstreits zwischen der Kommunikationsbehörde
Austria (KommAustria) und dem Österreichischen Rund-
funk (ORF) über ein im Rahmen der ORF-Sendung „Quiz-
Express“ veranstaltetes Gewinnspiel. Während der Sen-
dung forderte der Moderator die Zuschauer auf, über eine
auf dem Bildschirm eingeblendete Mehrwert-Telefon-
nummer an einem Gewinnspiel teilzunehmen. Einige der
Anrufer wurden dann gebeten, eine Frage zur Sendung
zu beantworten, andere, die nicht in die Sendung durch-
gestellt wurden, nahmen an der Verlosung eines
„Wochenpreises“ teil. Da die anwendbaren nationalen
Vorschriften auf die Richtlinie 89/552/EWG zurückgehen,
entschied der Bundeskommunikationssenat, das Verfah-
ren auszusetzen und die folgenden Fragen für eine Vor-
abentscheidung an den EuGH zu verweisen: (1) Ist Art. 1
lit. f der Richtlinie 89/552/EWG so auszulegen, dass als
„Teleshopping“ auch Sendungen oder Sendungsteile zu
verstehen sind, in denen den Zuschauern vom Fernseh-
veranstalter die Möglichkeit angeboten wird, sich durch
die unmittelbare Anwahl von Mehrwert-Telefonnummern
und damit entgeltlich an einem Gewinnspiel eben dieses
Fernsehveranstalters zu beteiligen? (2) Sind Äußerungen
in Sendungen oder Sendungsteilen wie den oben genann-
ten als „Fernsehwerbung“ im Sinne von Art. 1 lit. c der
besagten Richtlinie zu verstehen?

Einleitend stellte der Gerichtshof fest, die Definitio-
nen von „Fernsehwerbung“ und „Teleshopping“ müssten
unter Berücksichtigung des von der Richtlinie 89/552/
EWG verfolgten Ziels überall in der Gemeinschaft auto-
nom und einheitlich ausgelegt werden. Gestützt auf sein
Urteil im RTL-Fall betonte der EuGH, ein wesentlicher
Aspekt der Richtlinie sei der „Schutz der Verbraucher als
Zuschauer gegen übermäßige Werbung“, womit er sich
deutlich von seiner früheren Einstellung im ARD-Fall
entfernte, in dem er der Auffassung war: „Unterwirft
eine Bestimmung der Richtlinie 89/552 die Ausstrahlung
und Verbreitung von Fernsehsendungen einer Beschrän-
kung, ohne dass der Gemeinschaftsgesetzgeber die
Beschränkung klar und eindeutig formuliert hat, ist sie
[…] eng auszulegen“ (sogenanntes In-dubio-pro-
libertate-Prinzip).

Was die erste der vom österreichischen Gericht vor-
gelegten Fragen anbelangt, so wird „Teleshopping“ in
Art. 1 lit. f der Richtlinie 89/552/EWG als „Sendungen
direkter Angebote an die Öffentlichkeit für den Absatz
von Waren oder die Erbringung von Dienstleistungen,

[...] gegen Entgelt“ definiert. In dieser Hinsicht deutete
der Gerichtshof zunächst an, dass im vorliegenden Fall
der ORF dem Zuschauer wohl durchaus gegen Entgelt
eine Dienstleistung zur Verfügung stellt, indem er ihm
die Teilnahme an einem Gewinnspiel ermöglicht. Tat-
sächlich nimmt der Zuschauer durch das Anwählen der
auf dem Bildschirm eingeblendeten Mehrwert-Telefon-
nummer gegen Entgelt an der vom Rundfunkveranstalter
angebotenen Aktion teil, und es ist in der geltenden
Rechtsprechung des EuGH gängig, dass eine Aktion, bei
der den Nutzern die entgeltliche Teilnahme an einem
Gewinnspiel ermöglicht wird, eine Dienstleistung dar-
stellen kann. Der Gerichtshof machte jedoch deutlich,
dass es für eine Einstufung des fraglichen Spiels als
„Teleshopping“ einer faktischen Würdigung durch das
vorlegende Gericht bedürfe, ob die Sendung bzw. dieser
Teil der Sendung „ein tatsächliches Dienstleistungs-
angebot“ sei,. Dies wäre zum Beispiel nicht der Fall,
wenn wie im Fall Familiapress entschieden würde, dass
das Spiel lediglich ein Unterhaltungsangebot im Rahmen
der Sendung darstellt. Der EuGH entschied weiter, es sei
somit Sache des vorlegenden Gerichts, im Rahmen dieser
Würdigung den Zweck der Sendung zu berücksichtigen,
in der das Spiel stattfindet, die Bedeutung des Spiels
innerhalb der Sendung insgesamt – bezogen auf die Zeit
und die erhofften wirtschaftlichen Ergebnisse im Ver-
hältnis zu dem von der Sendung erwarteten wirtschaft-
lichen Nutzen – sowie die Ausrichtung der den Kandida-
ten gestellten Fragen.

Der EuGH argumentierte ähnlich hinsichtlich der
zweiten vom österreichischen Gericht vorgelegten Frage,
ob die Aufforderung an die Zuschauer, eine Mehrwert-
Telefonnummer anzuwählen, um gegen Entgelt an einem
Gewinnspiel teilzunehmen, eine Form von Äußerung dar-
stellt oder eine Sendung zur Eigenwerbung eines Unter-
nehmens mit dem Ziel, den Absatz von Waren oder die
Erbringung von Dienstleistungen zu fördern, und ob sie
somit als „Fernsehwerbung“ betrachtet werden kann. In
diesem Zusammenhang wies der Gerichtshof darauf hin,
der Fernsehveranstalter habe zweifelsohne durch diese
Äußerung und das begleitende Gewinnspiel beabsichtigt,
seine Sendung zu fördern, indem er Zuschauer zum
Zuschauen animierte. Nach Ansicht des EuGH folgt
daraus jedoch nicht, dass jede Form von Äußerung, um
die Sendung attraktiver zu machen, Fernsehwerbung
darstellt.

Umgekehrt stellte der EuGH fest, das Gewinnspiel
könne indirekt für die Vorzüge der Sendungen des Rund-
funkveranstalters insgesamt werben, und somit könnte
die Äußerung in dieser Sendung als „Fernsehwerbung“ in
Form von Eigenwerbung betrachtet werden. Dies wäre
insbesondere der Fall, wenn die dem Kandidaten gestell-
ten Fragen Kenntnisse bezüglich anderer Sendungen die-
ses Veranstalters verlangen oder wenn die zu gewinnen-
den Preise aus der Sendung stammende Produkte wie
etwa Videoaufzeichnungen wären, die der Werbung für
diese Programme dienten. Somit schloss der EuGH, es sei
wiederum Sache des vorlegenden Gerichts zu entschei-
den, ob das fragliche Gewinnspiel unter die in Art. 1
lit. c angeführte Definition für „Fernsehwerbung“ fällt.

EUROPÄISCHE UNION

Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften:
Sind Gewinnspiele im Fernsehen Teleshopping
oder Fernsehwerbung?
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•Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 18. Oktober 2007, Rechtssache C-
195/06, Kommunikationsbehörde Austria (KommAustria) gegen den Österreichi-
schen Rundfunk (ORF), abrufbar unter:
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=11038

BG-CS-DA-DE-EL-EN-ES-ET-FI-FR-HU-IT-NL-LT-LV-MT-PL-PT-SK-SL-SW-RO

Am 29. November 2007 billigte das Europäische Par-
lament ohne Änderungen den Gemeinsamen Standpunkt
des Rats zur vorgeschlagenen neuen Richtlinie über
audiovisuelle Mediendienste ohne Grenzen. Mit dem am
15. Oktober 2007 verabschiedeten Gemeinsamen Stand-
punkt wurde ein Wortlaut offiziell, der während des
gesamten legislativen Verfahrens Gegenstand interinsti-
tutioneller Verhandlungen war: Die informellen Kontakte
zwischen dem Parlament, der Kommission und dem Rat
gipfelten in einem endgültigen Text, welcher ohne Ände-
rungen vom Parlament gebilligt wurde.

Die Kommission hatte ursprünglich ein Regulie-
rungswerk vorgeschlagen, das aus einem Kern an Vor-
schriften mit Gültigkeit für alle audiovisuellen Medien-
dienste und einem Zusatzpaket an Verpflichtungen mit
ausschließlicher Gültigkeit für das Fernsehen bestand.
Dieser Ansatz wurde als beste Alternative betrachtet, da
es in Erwägung 42 der Richtlinie heißt: „Audiovisuelle
Mediendienste auf Abruf unterscheiden sich von Fern-
sehprogrammen darin, welche Auswahl- und Steue-
rungsmöglichkeiten der Nutzer hat und welche Auswir-
kungen sie auf die Gesellschaft haben. Deshalb ist es
gerechtfertigt, für audiovisuelle Mediendienste auf Abruf
weniger strenge Vorschriften zu erlassen, sodass sie nur
den Grundvorschriften dieser Richtlinie unterliegen soll-
ten.“ Dieser Ansatz wurde auch beibehalten, wenngleich
einige strukturelle Änderungen in den ursprünglichen
Text eingebracht wurden (Erstellung neuer Kapitel und
Umstellung bestimmter Artikel). Hinsichtlich weiterrei-
chender Änderungen durch den Text des Rates erklärte
die Kommission, der Text stehe im Einklang mit den Zie-
len der ursprünglichen und abgeänderten Vorschläge der
Kommission. Folgende Punkte sind hervorzuheben:
- Die Richtlinie verdeutlicht den weiteren Wirkungs-
bereich der von der Kommission vorgeschlagenen
Richtlinie: Wie der Rat darlegt, steht der Gedanke
dahinter, dass die nunmehr mit einbezogenen Abruf-
Dienste um dieselben Zuschauer wie Fernsehsendungen
konkurrieren. Das Parlament hatte bereits in erster
Lesung die Definition von „audiovisuellen Medien-
diensten“ klargestellt und unterstrichen, dass darunter
weder Dienste, bei denen die Lieferung von audiovisu-
ellem Inhalt lediglich eine Nebenerscheinung und nicht
der grundsätzliche Zweck ist, noch Presse in gedruck-
ter oder elektronischer Form fallen. Die Richtlinie
beginnt mit einer Liste von Begriffsbestimmungen.
„Audiovisueller Mediendienst“ bedeutet „eine Dienst-
leistung im Sinne der Artikel 49 und 50 des Vertrags,
für die ein Mediendiensteanbieter die redaktionelle

Verantwortung trägt und deren Hauptzweck die Bereit-
stellung von Sendungen zur Information, Unterhaltung
oder Bildung der allgemeinen Öffentlichkeit über elek-
tronische Kommunikationsnetze im Sinne des Artikels
2 Buchstabe a der Richtlinie 2002/21/EG ist. Bei die-
sen audiovisuellen Mediendiensten handelt es sich ent-
weder um Fernsehprogramme gemäß der Definition
unter Buchstabe e des vorliegenden Artikels oder um
audiovisuelle Mediendienste auf Abruf gemäß der Defi-
nition unter Buchstabe g des vorliegenden Artikels;
und/oder die audiovisuelle kommerzielle Kommunika-
tion”. Buchstabe e bzw. g besagen: Unter „Fernsehpro-
gramm“ oder „Fernsehsendung“ (also einem lineareren
audiovisuellen Mediendienst) ist ein audiovisueller
Mediendienst zu verstehen, der von einem Medien-
diensteanbieter für den zeitgleichen Empfang von Sen-
dungen auf der Grundlage eines Sendeplans erstellt
wird, und „audiovisueller Mediendienst auf Abruf“ (also
ein nicht-linearer audiovisueller Mediendienst)
bezeichnet einen audiovisuellen Mediendienst, der von
einem Mediendiensteanbieter für den Empfang zu dem
vom Nutzer gewählten Zeitpunkt und auf dessen indi-
viduellen Abruf hin aus einem vom Mediendienstean-
bieter festgelegten Programmkatalog bereitgestellt
wird. Neben der Definition im Art. 1 lit. a findet sich
in den Erwägungen 16 bis 23 eine Erklärung der
Wesensmerkmale von audiovisuellen Mediendiensten.
In den Erwägungen heißt es zum Beispiel, dass der
Begriff der „Sendung“ gemäß der Definition in Art. 1
lit. b unter Berücksichtigung der Entwicklungen auf
dem Gebiet des Fernsehens dynamisch auszulegen sei.
In Erwägung 18 werden aus der Definition für „audio-
visuelle Mediendienste“ alle Dienste ausgenommen,
„deren Hauptzweck nicht die Bereitstellung von Pro-
grammen ist, bei denen also audiovisuelle Inhalte
lediglich eine Nebenerscheinung darstellen und nicht
Hauptzweck sind“. Damit werden Internetseiten, die
lediglich zu Ergänzungszwecken audiovisuelle Elemente
enthalten – animierte Grafiken, kurze Werbespots oder
Informationen über ein Produkt oder nicht-audiovisu-
elle Dienste – genauso vom Geltungsbereich der Richt-
linie ausgenommen wie Glücksspiele, Lotterien, Wet-
ten und andere Gewinnspiele sowie Online-Spiele und
Suchmaschinen.

- Die Rechtshoheit bleibt an den Sitz des Diensteanbie-
ters geknüpft (Herkunftslandprinzip); ein neues Ver-
fahren wird jedoch bei Fällen zur Anwendung kommen,
in denen eine Fernsehsendung insgesamt oder über-
wiegend auf einen Mitgliedstaat gerichtet ist, der nicht
Sitz des Rundfunkveranstalters ist (beispielsweise in
Fällen, in denen strengere Vorschriften umgangen wer-
den). Die Kommission zeigte sich zufrieden, dass die
Regelungen zur Definition des Sitzes eines Medien-

Dies wäre insbesondere dann der Fall, wenn sich auf-
grund des Ziels und des Inhalts des Spiels sowie der

Bedingungen, unter denen die Gewinne präsentiert wer-
den, sagen ließe, das Spiel enthalte eine Äußerung, die
die Zuschauer darin bestärken soll, die als Gewinne prä-
sentierten Waren und Dienstleistungen zu erwerben,
oder die die Vorzüge der Programme des betreffenden
Veranstalters mittelbar in Form der Eigenwerbung bewer-
ben soll. �

Rat der Europäischen Union/Europäisches Parlament:
Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste
verabschiedet

Roberto Mastroianni
& Amedeo Arena
Universität Neapel

„Federico II“
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dienstanbieters nicht geändert wurden, was ihrer Mei-
nung nach eine Bestätigung des Rechts von Rund-
funkveranstaltern bedeutet, ihre Dienste von einem
Niederlassungsland ihrer Wahl aus auf dem Binnen-
markt anzubieten. In Bezug auf strengere nationale
Regelungen entwickelt der Text der Richtlinie den von
der Kommission vorgeschlagenen Mechanismus fort:
Zuerst soll eine unverbindliche „Kooperationsphase“
stattfinden, während derer zwischen den betroffenen
Mitgliedstaaten nach gegenseitig annehmbaren Lösun-
gen gesucht wird; es folgt eine zweite formale Phase, in
der die Europäische Kommission die Vereinbarkeit der
von einem Mitgliedstaat vorgeschlagenen Maßnahmen
mit dem Gemeinschaftsrecht prüft. Sollte die Kommis-
sion sie für mit dem Gemeinschaftsrecht unvereinbar
halten, muss der betreffende Mitgliedstaat auf diese
Maßnahmen verzichten (Art. 2a).

- Was kommerzielle Kommunikation anbelangt, so muss
diese in erster Linie „als solche leicht erkennbar und
vom redaktionellen Inhalt unterscheidbar sein“
(Art. 3e lit. a). Das Diskriminierungsverbot in audio-
visueller kommerzieller Kommunikation umfasst alle
Kategorien von Diskriminierung, die in Art. 13 EG-Ver-
trag aufgelistet sind; dies war eine spezielle Forderung
des Parlaments und findet in der Richtlinie gebührende
Berücksichtigung (Art. 3e lit. c). Der Text beinhaltet
einen Kern an „qualitativen“ Regelungen, die für alle
audiovisuellen Dienste gelten, während „quantitative“
Regelungen lediglich auf Fernsehsendungen anzuwen-
den sind. Die Mitgliedstaaten und die Kommission wer-
den aufgefordert, die Erarbeitung von Verhaltenskodi-
zes für an Kinder gerichtete „Junk Food“-Werbung zu
fördern; auch sind die mengenmäßigen Regelungen für
Werbeunterbrechung bei Kindersendungen strenger.

- Es gilt ein generelles Verbot für Produktplatzierung,
Ausnahmen sind jedoch für bestimmte Arten von Sen-
dungen (Filme, Serien, Sport und leichte Unterhaltung)
unter bestimmten Bedingungen möglich (Art. 3g).
Diese Ausnahmen gelten automatisch, wenn ein Mit-
gliedstaat sich nicht ausdrücklich dagegen entschei-
det. Angefügt wurden das Erfordernis, Produktplatzie-
rung kenntlich zu machen, sobald eine Sendung nach
einer Werbepause fortgesetzt wird, und der Sonderfall
der „Themenplatzierung“ wurden dessen ungeachtet in
Erwägung 63 angesprochen.

- Die Kommission schlug eine Bestimmung vor, die eine
diskriminierungsfreie Anwendung nationaler Systeme
sicherstellen sollte, die darauf abzielen, Rundfunkver-
anstaltern zum Zweck nachrichtlicher Kurzberichter-
stattung den Zugang zu Ereignissen von großem
öffentlichem Interesse zu garantieren. Die Richtlinie
sieht hingegen eine Verpflichtung der Mitgliedstaaten
vor, ein solches System einzurichten, und schafft damit
ein gemeinschaftsweites Recht. Die Grundzüge dieses
Rechts werden im Richtlinientext harmonisiert, wohin-
gegen die Modalitäten und Bedingungen seiner Anwen-
dung der Entscheidung der Mitgliedstaaten überlassen
bleiben (Art. 3k).

- Die Rolle von Regulierungsbehörden wird in einem
neuen Artikel betrachtet, der sich mit Zusammenarbeit
und Informationsaustausch befasst (Art. 23b). Ein Hin-
weis auf die Unabhängigkeit solcher Behörden von
nationalen Regierungen wie auch von Betreibern findet
sich in einer Erwägung.

- Die Richtlinie sieht eine Verpflichtung der Mitglied-
staaten vor, Diensteanbieter darin zu bestärken, dass
sie ihre Dienste schrittweise Menschen mit Seh- oder
Hörbehinderungen zugänglich machen (Art. 3c).

Die Stellungnahme des Europäischen Parlaments
wurde dem Rat und der Kommission zugestellt, und die
Richtlinie wurde am 11. Dezember 2007 erlassen. Die
Mitgliedsstaaten haben nun 24 Monate, um sie in natio-
nales Recht umzusetzen. �

•Richtlinie 2007/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
11. Dezember 2007 zur Änderung der Richtlinie 89/552/EWG des Rates zur Koor-
dinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über
die Ausübung der Fernsehtätigkeit, Amtsblatt der Europäischen Union L 332/27 vom
18. Dezember 2007, abrufbar unter:
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=11053

Europäische Kommission:
Sechster Bericht zur Anwendung der Fernsehrichtlinie

Die Europäische Kommission verabschiedete ihren
sechsten Bericht zur Anwendung der Richtlinie „Fern-
sehen ohne Grenzen“ (Fernsehrichtlinie) am 24. Okto-
ber 2007. Die Kommission ist nach Art. 26 der Fernseh-
richtlinie zur Verabschiedung solcher zweijährlichen
Berichte verpflichtet. Der sechste Bericht umfasst die
Jahre 2005 und 2006 und dient hauptsächlich der Dar-
stellung und Analyse der wichtigsten Aspekte der
Anwendung der Richtlinie in diesem Zeitraum.

Der Bericht beginnt mit einer Übersicht über die jün-
geren Entwicklungen auf dem Fernsehmarkt in Europa.
Der Erläuterung der Entwicklungen folgt eine Erörterung
der Verordnung zum Verbot ausländischer Satellitensen-
der in Bezug auf Extasi TV (siehe IRIS 2005-3: 12), in
der das Vereinigte Königreich abweichend vom Her-
kunftslandprinzip nach Art. 2a Abs. 1 der Fernsehricht-
linie Art. 2a Abs. 2 der Fernsehrichtlinie anwandte. Am
11. Juli 2005 entschied die Kommission, dass die vom

Vereinigten Königreich getroffenen Maßnahmen mit dem
Gemeinschaftsrecht vereinbar sind und im Einklang mit
Artikel 2a Abs. 2 Fernsehrichtlinie stehen (siehe C[2005]
2335 endg.). Vergleichbare Probleme gab es mit den
Anbietern RTL-TVi, Club RTL und Plug TV (siehe IRIS
2006-3: 10).

Darüber hinaus enthält der Bericht aktuelle Anga-
ben zu Ereignissen von erheblicher gesellschaftlicher
Bedeutung (Art. 3a der Fernsehrichtlinie) sowie eine
Darstellung des Infront-Falls (siehe IRIS 2006-2: 5). Als
Reaktion auf dieses Urteil hat die Kommission alle ihre
Überprüfungen der zuvor von den Mitgliedstaaten mit-
geteilten Maßnahmen in Einklang mit den gerichtlichen
Leitlinien aus dem Infront-Fall gebracht und entspre-
chende Entscheidungen verabschiedet, die zusammen
mit den nationalen Maßnahmen gemäß Artikel 3a Abs. 2
der Richtlinie im Amtsblatt veröffentlicht werden.
Diesem Teil des Berichts folgt ein Abschnitt mit aktuel-
len Informationen über die Förderung der Verbreitung
und Produktion von europäischen Werken (Art. 4 und 5
der Fernsehrichtlinie). Diese Informationen stammen

Mara Rossini
Institut für

Informationsrecht (IViR),
Universität Amsterdam
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überwiegend aus der siebten Mitteilung der Kommission
über die Anwendung der Art. 4 und 5 (C[2006] 459
endg.) und beinhaltet im Allgemeinen zufriedenstellende
Ergebnisse.

Darüber hinaus findet sich auch Neues zur Über-
wachung der Werbevorschriften in der Richtlinie durch
die Kommission. Die Kommission merkt an, dass sie im
Bezugszeitraum verschiedene Vertragsverletzungsver-
fahren insbesondere im Zusammenhang mit Verstößen
gegen Werbevorschriften betrieben hat (Art. 10 bis 20
der Fernsehrichtlinie). Besondere Aufmerksamkeit wird
dem Königreich Belgien und hier vor allem Flandern
zuteil: Die Kommission „führte ausführliche Gespräche
mit der belgischen Regierung“. Doch angesichts der Ver-
besserungen, welche die belgische Regulierungsbehörde
bei der Überwachung der Tätigkeit von Rundfunkveran-
staltern in ihrem Zuständigkeitsbereich erzielt hat (bei-
spielsweise eine neue flämische Medienbehörde, siehe
IRIS 2006-4: 8), beschloss die Kommission, das Verfah-
ren einzustellen. In Bezug auf den Schutz Jugendlicher
und der öffentlichen Ordnung (Art. 2a, 22 und 22a der

Fernsehrichtlinie) weist der Bericht darauf hin, dass das
Europäische Parlament und der Rat eine Empfehlung
über den Jugendschutz und den Schutz der Menschen-
würde verabschiedet haben.

Der Bericht verweist zudem darauf, dass ein Legisla-
tivvorschlag für eine modernisierte Richtlinie über audio-
visuelle Mediendienste im Dezember 2005 angenommen
wurde. Er beschreibt den Fortschritt bis zur politischen
Einigung über einen Gemeinsamen Standpunkt, der am
24. Mai 2007 verabschiedet wurde. In der Zwischenzeit
wurde die Richtlinie vom Rat und Parlament angenom-
men (siehe IRIS 2008-1: 5). Nach einer Erörterung der
internationalen Dimensionen der Richtlinie – wie der
Ratifizierung des Übereinkommens zum Schutz und zur
Förderung der Vielfalt kultureller Ausdrucksformen durch
die Gemeinschaft (siehe IRIS 2005-10: 2 und IRIS 2007-
2: 2) und der Zusammenarbeit mit dem Europarat – fol-
gen die Schlussfolgerungen des Berichts. Die Richtlinie
entfaltet weiterhin ihre Wirkung, und die Kommission
überwacht auch weiterhin die effektive Umsetzung der
Richtlinie und ergreift gegebenenfalls Maßnahmen, um
deren Anwendung sicherzustellen. Gleichzeitig zeigt die
Entwicklung der Technologien und Märkte die Notwen-
digkeit einer Modernisierung des EG-Rechtsrahmens oder,
mit anderen Worten, der Verabschiedung der Richtlinie
über audiovisuelle Mediendienste. �

•Sechster Bericht der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Euro-
päischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen über die
Anwendung der Richtlinie 89/552/EWG „Fernsehen ohne Grenzen“, KOM(2007) 452
endg., 24. Oktober 2007, abrufbar unter:
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=11041

BG-ES-CS-DA-DE-ET-EL-EN-FR-IT-LV-LT-HU-MT-NL-PL-PT-RO-SK-SL-FI-SV

Europäische Kommission: DVB-T-Finanzierung in
Nordrhein-Westfalen verstößt gegen EG-Beihilferecht

Die Europäische Kommission hat staatliche Finan-
zierungshilfen der Landesanstalt für Medien Nordrhein-
Westfalen (LfM) an private Rundfunkanbieter für die
Umstellung auf digitales terrestrisches Fernsehen auf-
grund fehlender Vereinbarkeit mit dem EG-Beihilferecht
untersagt. Die Anstalt hatte geplant, einen Teil der Ent-
gelte, die private Rundfunkanbieter für die digitale
Signalübertragung bezahlen müssen, zu übernehmen,
und hatte dafür insgesamt EUR 6,8 Mio. bereit gestellt,
die über fünf Jahre verteilt ausgezahlt werden sollten.
Schon im November 2005 hatte die Kommission eine sehr
ähnlich strukturierte DVB-T-Fördermaßnahme der
Medienanstalt Berlin-Brandenburg (mabb) für gemein-
schaftsrechtswidrig erklärt und verboten (siehe IRIS
2006-3: 5).

Die Kommission begründete ihre Entscheidung im
nun vorliegenden Fall damit, dass die Beihilfe nicht

angemessen zur Lösung der Probleme im Zusammenhang
mit der Digitalisierung sei. Sie sei außerdem nicht erfor-
derlich für den Digitalumstieg: Deutschland habe nicht
nachgewiesen, dass die Finanzhilfen zu einer Verhal-
tensänderung bei den privaten Rundfunkveranstaltern
führten; ein Anreizeffekt sei nicht zu erkennen. Schließ-
lich sei die Förderung eines einzelnen der drei Übertra-
gungswege – Terrestrik, Kabel und Satellit – nicht mit
dem Grundsatz der Technologieneutralität in Einklang
zu bringen und würde zu Wettbewerbsverzerrungen füh-
ren.

Die LfM hielt dagegen eine unterschiedliche Betrach-
tung der Übertragungswege für angezeigt und verwies
auf die einst weit höheren Staatssubventionen für das
Kabelnetz. Man habe beim terrestrischen Fernsehen
Handlungsbedarf gesehen, um die Marktdurchdringung
auch in der Fläche voranzutreiben, hieß es in einer
ersten Reaktion auf die Entscheidung. Da die öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten ihren Digitalumstieg
durch Gebühren finanzierten, müssten auch die priva-
ten Anbieter aus Gründen der Wettbewerbsgleichheit in
die Lage versetzt werden, digitales Antennenfernsehen
anzubieten. Die LfM prüft nun eine Klage gegen das Ver-
bot. �

AM – Änderungen am Rundfunkgesetz verabschiedet

Am 16. Oktober 2007 wurde bei einer außerordent-
lichen Sitzung der Nationalversammlung (Parlament) ein

Gesetzespaket verabschiedet, das unter anderem Ände-
rungen des Wahl- und des Rundfunkgesetzes umfasst.
Die Gesetze wurden am selben Tag vom Staatspräsiden-
ten unterzeichnet. Am 19. November 2007 wurden sie

•Pressemitteilung der Kommission vom 24. Oktober 2007, abrufbar unter:
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=11010

EN-FR-DE

Sebastian Schweda
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im Amtsblatt der Republik Armenien veröffentlicht und
traten damit in Kraft.

Die Änderungen und Zusätze brachten Vorschriften
des Rundfunkrechts in Übereinstimmung mit dem Wahl-
gesetz. Insbesondere wurde Art. 11 („Sendungen wäh-
rend Wahl- und Referendumskampagnen“) des Rund-
funkgesetzes um die Klausel des Wahlgesetzes ergänzt,
die sich auf die Aktivitäten von Rundfunkgesellschaften
in Wahl- und Referendumszeiten bezog und geändert

wurde. In Wahlkampfzeiten müssen Nachrichtensendun-
gen des Fernsehens und des Hörfunks, die über Wahl-
kampagnen der Kandidaten berichten, dem geänderten
Artikel zufolge den Anforderungen von Gleichheit und
Fairness entsprechen sowie objektiv und kommentarfrei
sein. Am Wahltag selbst und am Tag vor der Wahl ist die
Ausstrahlung von Nachrichten-, redaktionellen, doku-
mentarischen oder sogenannten verfassten Sendungen
werblicher Art sowie jede Art von Wahlwerbung verbo-
ten.

Der Zusatz, der in Art. 37 („Nationale Radio- und
Fernsehkommission“) des Gesetzes aufgenommen wurde,
verleiht diesem Aufsichtsorgan die Funktion, die Ein-
haltung des festgelegten Wahlkampfverfahrens zu kon-
trollieren, und berechtigt es, bei Beobachtung von Ver-
stößen zu klagen. �

•Der volle Text der Änderungen ist abrufbar unter:
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=11023

AM

•Gesetz „Über Fernsehen und Hörfunk“ vom 9. Oktober 2000 (vor den Änderun-
gen), abrufbar unter:
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=11025

EN

AT – Schrittweise Abschaltung der analogen
Verbreitung des Fernsehsignals

In den vergangenen Jahren wurde beginnend vom
Westen des Bundesgebiets die analoge terrestrische Ver-
breitung der Fernsehsignale in den Ballungsräumen ab-
geschaltet. Am 22. Oktober 2007 stellte die Österreichi-
sche Rundfunksender GmbH & Co KG schließlich in den
ostösterreichischen Ballungsräumen die analoge terres-
trische Verbreitung ein. Die Programme sind in diesem
Gebiet nunmehr ausschließlich digital empfangbar. Damit
ging die erste Welle der Digitalisierung der terrestrischen
Verbreitung des Fernsehsignals zu Ende; nunmehr kön-
nen 70 Prozent der österreichischen Haushalte DVB-T
empfangen. In den ländlichen Gebieten wird das analoge
Signal nur noch so lange verbreitet, bis das digitale
Antennenfernsehen auch dort voll verfügbar sein wird.

Seit Oktober 2007 sind in den Ballungsräumen zusätz-

lich zu den Programmen ORF 1, ORF 2 und ATV auch 3sat,
Sport Plus und Puls TV über Antenne empfangbar. Die Auf-
nahme des Programms Puls TV entspricht dem Ziel des
Digitalisierungskonzepts 2007 (siehe IRIS 2007-10: 5),
Regionalprogramme terrestrisch digital empfangbar zu
machen.

Der Digitalisierungsfonds unterstützte schon bisher
den Erwerb von DVB-T- und DVB-C-Empfangsgeräten mit
MHP-Funktionalität finanziell. Die Europäische Kommis-
sion betonte in ihrer Genehmigung dieser Beihilfe, dass
Förderungen unabhängig von der Art der Verbreitung
gewährt werden müssen. Die Rundfunk und Telekom
Regulierungs-GmbH (RTR-GmbH) schließt daher nicht
aus, künftig auch die Digitalisierung des Fernsehens über
Satellit zu fördern, sofern die konkrete Ausgestaltung
der Fördermaßnahmen mit den Richtlinien über die För-
derung von Projekten durch den Digitalisierungsfonds
vereinbar ist. �

BG – Irreführende Werbung im Rundfunk verboten

Am 7. November 2007 verbot die Verbraucherschutz-
kommission die Ausstrahlung einer Werbung der Firma
HILD Bulgaria. Zur Begründung führte die Kommission
an, die Werbung sei irreführend im Sinne von Art. 38
Abs. 1 des Verbraucherschutzgesetzes.

Die Werbung besteht aus einem Dialog zwischen vier
berühmten bulgarischen Schauspielern, die über 65
Jahre alt sind, und dem Geschäftsführer von HILD Bul-
garia. Sie enthält folgende Botschaft: „HILD bietet allen
älteren Menschen über 65 die Möglichkeit, ihre Wohnung
dafür zu nutzen, um Komfort für sich und ihre Familie
zu gewährleisten. Nachdem Sie so viele Jahre gearbeitet
haben, um ein Wohnobjekt zu kaufen, ist jetzt die Zeit
gekommen, dass dieses Objekt für Sie arbeitet. HILD
kauft Ihr Objekt, und Sie erhalten sofort einen Teil Ihres
Geldes. Sie leben weiter in Ihrer Wohnung und erhalten
jeden Monat eine garantierte Zahlung. So gewährleisten
wir Ihnen und Ihrer Familie finanzielle Unabhängigkeit.
Wie Sie diese Unabhängigkeit nutzen, entscheiden Sie.“

Die Kommission erklärte in ihrer Entscheidung:
„Komfort bedeutet einen Status des Wohlstands sowie
reale familiäre und zwischenmenschliche Beziehungen,

die für Menschen über 65 Jahre sehr wichtig sind. Für
diese Menschen kann bei Isolierung von ihrer Familie
und ihren Lieben solch ein Komfort nicht gewährleistet
sein.“

Die von HILD angebotenen Verträge enthalten für die
Verbraucher folgende Verpflichtungen:
- Während der Vertragslaufzeit darf allein der Verbrau-
cher in dem Objekt wohnen.

- Der Verbraucher darf niemand anders in dem Objekt
wohnen lassen.

- Keine andere Person außer dem Verbraucher darf an der
Adresse des Objekts vorübergehend oder dauerhaft
gemeldet sein.

HILD ist als Eigentümer des Objekts berechtigt, alle
denkbaren rechtlichen Schritte zu unternehmen, um
Personen zu entfernen, die unter Verstoß gegen die
obigen Verpflichtungen in dem Objekt wohnen. Der Ver-
braucher muss also in seinem Objekt wohnen, ohne es
mit seinen Kindern, anderen Angehörigen oder Freun-
den teilen zu dürfen. Außerdem kann der Verbraucher
nicht die Dienste einer Person in Anspruch nehmen, die
ihn ständig medizinisch oder auf sonstige Weise betreut,
selbst wenn eine solche medizinische Betreuung absolut
notwendig ist.

Andrei Richter
Zentrum für

Medienrecht und
Medienpolitik, Moskau
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Rechtsanwälte, Wien



RECHTLICHE RUNDSCHAU
DER EUROPÄISCHEN AUDIOVISUELLEN INFORMATIONSSTELLE

9IRIS 2008 - 1

Diese Verpflichtungen stehen der Kommission
zufolge in unmittelbarem Widerspruch zu der Aussage,
HILD biete seinen Verbrauchern Komfort. Ferner erklärte
die Kommission, die Mitwirkung berühmter Schauspieler,
die über 65 Jahre sind (an diese Altersgruppe richtet
sich die Werbung), verstärke die Botschaft, dass HILD
ein loyaler und vertrauenswürdiger Partner sei.

Des Weiteren enthalte der von HILD angebotene Ver-
trag eine Verpflichtung, die es HILD erlaube, das Objekt
ohne Benachrichtigung des Verbrauchers an Dritte zu
übertragen. Der Kommission zufolge widerspricht diese
Verpflichtung der Aussage, HILD sei „ein vertrauens-
würdiger Partner fürs Leben“, denn der Verbraucher
könne große Probleme haben, seine Rechte gegenüber
einem Dritten wahrzunehmen, der womöglich gar im
Ausland lebe. Ein Dritter, der ständig im Ausland lebt,
könne seine Verpflichtungen aus dem Vertrag nicht
effektiv erfüllen. �

•Zakon za zashtita na potrebitelite (Verbraucherschutzgesetz), veröffentlicht im
Staatsanzeiger, Ausgabe Nr. 99 vom 9. Dezember 2005, abrufbar unter:
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=11026

BG

CH – Erneuerung des MEDIA-Abkommen
mit der Europäischen Union

Das am 26. Oktober 2004 zwischen der Schweiz und
der Europäischen Union (EU) im Rahmen der bilateralen
Verhandlungen II geschlossene Abkommen über die
Teilnahme der Schweiz am MEDIA-Programm war am
31. Dezember 2006 ausgelaufen (siehe IRIS 2006-5: 9).
Nach Verhandlungen, die im März 2007 aufgenommen wor-
den waren, haben die Schweizerische Eidgenossenschaft
und die EU am 11. Oktober 2007 eine Erneuerung dieses
Abkommens unterzeichnet, sodass die Schweiz in vollem
Umfang am Programm MEDIA 2007 teilnehmen kann.

Der Text des neuen Abkommens enthält nur gering-
fügige Änderungen im Vergleich zum Abkommen von
2004. Die Schweiz bleibt somit an allen Aktionen des
MEDIA-Programms beteiligt. Schweizerische Filmschaf-
fende erhalten somit die gleichen Unterstützungen wie
ihre Kollegen aus der EU. Der finanzielle Beitrag der
Schweiz am Programm MEDIA 2007 beläuft sich ins-
gesamt auf etwa EUR 41 Millionen.

Im Gegenzug zur Teilnahme der Schweiz am Pro-
gramm MEDIA 2007 fordert die EU mit Blick auf den
Bereich der Werbung, dass die Schweiz in ihrem Hoheits-
gebiet den Empfang und die Weiterverbreitung von Fern-

sehsendungen nach Maßgabe der Richtlinie „Fernsehen
ohne Grenzen“ gewährleistet. Die Schweiz erklärt sich
somit damit einverstanden, dass Werbung, die von aus-
ländischen Sendern in der Schweiz ausgestrahlt wird,
nicht schweizerischem Recht unterworfen ist, sondern
ausschließlich den nationalen Vorschriften des Landes,
in dem der ausstrahlende Sender beheimatet ist. Diese
Bedingung, die ab November 2009 in Kraft tritt, erfordert
eine Änderung des Bundesgesetzes über Radio und
Fernsehen (RTVG) durch das eidgenössische Parlament
(Bundesversammlung).

Gemäß dem neuen MEDIA-Abkommen wird die
Anwendung der Richtlinie „Fernsehen ohne Grenzen“
nunmehr verpflichtend in den Beziehungen zwischen der
Schweiz und den EU-Mitgliedstaaten sein. Folglich wird
die Schweiz gegenüber den EU-Mitgliedstaaten, die das
Europäische Übereinkommen vom 5. Mai 1989 über das
grenzüberschreitende Fernsehen unterzeichnet haben,
nicht mehr Art. 16 besagten Übereinkommens für sich in
Anspruch nehmen können, laut dem ausländische Wer-
bung den schweizerischen Gesetzesvorschriften im Fern-
sehwerbesektor unterworfen ist. So finden beispielsweise
die in der Schweiz geltenden Fernsehwerbeverbote für
Alkohol oder politische und religiöse Werbung keine
Anwendung mehr für ausländische Fernsehsender, deren
Programme in der Schweiz ausgestrahlt werden.

Das Abkommen MEDIA muss von der Bundes-
versammlung genehmigt werden. Bis dahin gelten ab
dem 1. September 2007 Übergangsbestimmungen, damit
die schweizerischen Filmschaffenden bereits 2007 in den
Genuss der im Programm vorgesehenen Fördermaß-
nahmen kommen können. �

CZ – Novelle des Urheberrechtsgesetzes

Im Parlament der Tschechischen Republik wird der-
zeit eine Novelle des Urheberrechtsgesetzes diskutiert.
Diese betrifft die urheberrechtliche Natur von Rund-
funksendungen in Hotels und die Dienstleistungsfreiheit.

Die urheberrechtliche Natur von Rundfunkübertra-
gungen in Hotels ist in der Tschechischen Republik
schon seit vielen Jahren ein umstrittenes Thema. Auch
der Europäische Gerichtshof befasste sich vor einiger Zeit
mit der Frage der Übertragung von Rundfunksendungen
in Hotelanlagen (C-306/05, SGAE v. Rafael Hotels; siehe
IRIS 2007-2: 3). In seinem Urteil vom 7. Dezember 2006
stufte er die Verbreitung von Signalen über Fernseh-
geräte in Hotelzimmern als öffentliche Wiedergabe ein.

Somit sah sich die tschechische Regierung gehalten, das
tschechische Urheberrechtsgesetz entsprechend zu modi-
fizieren.

Weitere Änderungsvorschläge beruhen auf einer
Mahnung der Europäischen Kommision vom März 2007,
die die Tschechische Republik im Rahmen eines Ver-
tragsverletzungsverfahrens – betreffend Art. 43 und 49
EG-Vertrag – erhielt. Das tschechische Urheberrechtsge-
setz sei mit der im EG-Vertrag niedergelegten Nieder-
lassungs- und Dienstleistungsfreiheit unvereinbar. Dem
Gesetz zufolge kann nur eine juristische Person mit Sitz
in der Tschechischen Republik das Recht auf Wahrneh-
mung ihrer Urheber- und verwandten Schutzrechte aus-
üben. Dies stehe, so die Kommission, in Widerspruch mit
der Dienstleistungsfreiheit, denn Personen mit Sitz in

•Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eid-
genossenschaft im audiovisuellen Bereich zur Festlegung der Voraussetzungen und
Bedingungen für die Beteiligung der Schweizerischen Eidgenossenschaft am Gemein-
schaftsprogramm MEDIA 2007 – Schlussakte – Erklärungen. Amtsblatt der Euro-
päischen Union Nr. L 303 vom 21. November 2007, S. 11-23; abrufbar unter:
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=11022

BG-ES-CS-DA-DE-ET-EL-EN-FR-IT-LV-LT-HU-MT-NL-PL-PT-RO-SK-SL-FI-SV
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anderen Mitgliedstaaten würde die Ausübung ihrer
Dienstleistung in der Tschechischen Republik vereitelt.
Auch hier bestand daher Modifizierungsbedarf, da
andernfalls ein gerichtliches Verfahren und etwaige
Geldstrafen drohten.

Nach der Novelle wird das Zugänglichmachen von
Rundfunksendungen in Unterkunftseinrichtungen nicht
mehr von der Erlaubnis- und Vergütungspflicht ausge-
schlossen. Die Novelle streicht dazu den zweiten Satz des
Art. 23 Urhebergesetz, der diese Ausnahme bisher vor-
sah. Im Art. 97 Abs. 2, der die Voraussetzungen für die
Wahrnehmung des Urheberrechts und verwandter
Schutzrechte regelt, werden die Worte „mit Sitz in der
Tschechischen Republik“ gestrichen. �

•Návrh novely autorského zákona (Vorschlag der Novelle des Urheberrechts-
gesetzes), abrufbar unter:
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=11011

CS

CZ – Umsetzung der EG-Richtlinie
über unlautere Geschäftspraktiken

Die Rundfunkregulierungsbehörde der Tschechischen
Republik, der Rundfunkrat, ist auch für die Regulierung
der Werbung im Rundfunk zuständig. Diese Zuständig-
keit ist sowohl im Rundfunkgesetz als auch im Werbe-
regulierungsgesetz, das irreführende Werbung verbietet,
geregelt. Der Rundfunkrat hat in der Vergangenheit
bereits mehrfach Geldstrafen wegen irreführender Wer-
bung verhängt.

Im Parlament der Tschechischen Republik wird der-
zeit eine Novelle des Verbraucherschutzgesetzes disku-
tiert. Die Novelle, die auch eine Änderung des Werbe-
regulierungsgesetzes beinhaltet, dient der Umsetzung

der Richtlinie 2005/29/EG über unlautere Geschäfts-
praktiken (siehe IRIS 2005-6: 3). Geregelt werden soll
das Verbot unlauterer Geschäftspraktiken, die das
Wirtschaftsverhalten von Verbrauchern stören und Ent-
scheidungen des Verbrauchers direkt beeinflussen. Der
Gesetzesvorschlag definiert zwei Arten unlauterer
Geschäftspraktiken: irreführende und aggressive. Teil des
Vorschlages ist eine Anlage zum Verbraucherschutz-
gesetz, das ein Verzeichnis derartiger Praktiken enthält.
Das Verbot der irreführenden Werbung soll durch das Ver-
bot der Werbung, die eine unlautere Geschäftshandlung
darstellt, ersetzt werden. Eine Definition unlauterer
Praktiken ist im Verbraucherschutzgesetz enthalten. Die
bestehende Regelung soll derart ergänzt werden, dass sie
zukünftig auch Werbung, die eine unlautere Geschäfts-
praktik darstellt, umfasst.

Im Sinne der Richtlinie 2005/29/EG fallen unter
unlautere auch irreführende Geschäftspraktiken (Art. 6
und 7 der Richtlinie); hierzu zählt auch irreführende
Werbung. Irreführende Werbung als Teil des unlauteren
Wettbewerbs ist durch das Handelsgesetzbuch gere-
gelt. �

DE – Anforderungen an Verlinkung
pornografischer Seiten

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat am 18. Oktober
2007 (Az. I ZR 102/05) entschieden, dass die Zugäng-
lichmachung pornografischer Internet-Angebote nach
bloßer Eingabe einer Personal- oder Reisepassnummer
nicht den jugendschutzrechtlichen Anforderungen
genügt; auch das zusätzliche Erfordernis einer Kontobe-
wegung oder die Abfrage einer Postleitzahl sei hierfür
nicht ausreichend.

Die Parteien des Rechtsstreits sind beide Anbieter
von Altersverifikationssystemen (AVS) für Betreiber von
Internetseiten mit pornografischen Inhalten, die den
Zugang Minderjähriger zu diesen Angeboten ausschlie-
ßen sollen. Die Beklagte entwickelte Systemversionen,
bei denen die Zugangsgewährung von der Angabe einer
Personal- oder Reisepassnummer und der Postleitzahl des
Ausstellungsortes abhängig ist bzw. von der Eingabe
eines Namens, einer Adresse und einer Kreditkarten-
nummer oder Bankverbindung. Zusätzlich verlinkte sie
ihre Homepage mit den pornografischen Internet-Ange-
boten ihrer Kunden. Die Klägerin, von der ein soge-
nanntes „Post-Ident“-Verfahren entwickelt wurde, nahm
die Beklagte wegen wettbewerbswidrigen Verhaltens auf
Unterlassung in Anspruch, da sie mit ihren Systemen
gegen Jugendschutzbestimmungen und das Strafgesetz-

buch (§§ 184a bis 184c) verstoße.
Das Oberlandesgericht Düsseldorf hatte der Klage

stattgegeben. Diese Verurteilung der Beklagten bestä-
tigte der Bundesgerichtshof sowohl hinsichtlich deren
Beteiligung an den unzulässigen Angeboten ihrer Kun-
den als auch aufgrund der Verlinkung ihrer Homepage
zu diesen Angeboten.

Nach § 4 Abs. 2 Jugendmedienschutz-Staatsvertrag
(JMStV) sind Angebote sogenannter weicher Pornografie
in Telemedien zulässig, sofern der Anbieter sicherstellt,
dass sie nur Erwachsenen zugänglich gemacht werden.
Die von der Beklagten entwickelten Systeme stellen, laut
BGH, jedoch keine solche „effektive Barriere“ für den
Zugang Minderjähriger zu Telemedien dar. Einfache und
naheliegende Umgehungsmöglichkeiten seien nicht aus-
geschlossen. Entsprechende Daten wie Ausweisnummern
könnten sich Jugendliche leicht von Familienangehöri-
gen oder erwachsenen Bekannten besorgen. Der BGH
betonte, dass dieses Urteil keine zu hohen Anforderungen
stelle und der Zugang für Erwachsene nicht unverhält-
nismäßig eingeschränkt würde, da zahlreiche andere
Möglichkeiten zur Ausgestaltung zuverlässig arbeitender
AVS existierten. Dies seien beispielsweise die einmalige
persönliche Identifizierung der Nutzer etwa durch einen
Postzusteller und eine Authentifizierung bei jedem Abruf
von Inhalten. Der BGH verneinte ebenfalls eine Diskrimi-
nierung inländischer Anbieter pornografischer Inhalte

•Tisk 305 - Vládní návrh na vydání zákona, kterým se mění zákon č. 634/1992
Sb., o ochraně spotřebitele, ve znění pozdějších předpisu°, zákon č. 40/1995 Sb.,
o regulaci reklamy (Vorschlag eines Gesetzes, mit dem das Gesetz Nr. 634/1992 S.,
Verbraucherschutzgesetz, und das Gesetz Nr. 40/1995 S., Werberegulierungsgesetz,
geändert werden), abrufbar unter:
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=11012
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gegenüber ausländischen, da für diese auch das deutsche
Recht gelte. Dass dessen Durchsetzung bei Angeboten aus
dem Ausland eventuell erschwert sei, führe nicht zu
einem Verstoß gegen das Gleichheitsgebot.

Der Betrieb einer Internetseite kann von den Lan-
desmedienanstalten untersagt werden, wenn die Seite
auf Anbieter pornografischer Inhalte verweist, die wie-
derum die Volljährigkeit ihrer Nutzer nicht oder nur
mangelhaft prüfen. Dies hat das Verwaltungsgericht
Lüneburg mit Beschluss vom 16. Oktober 2007 im Eil-
verfahren bezüglich einer Untersagungsverfügung der
Niedersächsischen Landesmedienanstalt (NLM) bestätigt.
Letztere hatte ein Zwangsgeld in Höhe von EUR 10.000
angedroht, wenn die Link-Seite in der beanstandeten
Form weiter betrieben werden sollte. �

•Pressemitteilung Nr. 149/2007 des Bundesgerichtshofs vom 19. Oktober 2007,
abrufbar unter:
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=11013

•Pressemitteilung der Niedersächsischen Landesmedienanstalt vom 18. Oktober
2007, abrufbar unter:
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=11014

DE

DE – Mobilfunkkonzerne verpflichten
sich zu Jugendschutz

Die führenden deutschen Mobilfunkunternehmen
wollen gemeinsam mit der Freiwilligen Selbstkontrolle
Multimedia (FSM), einer von Medienverbänden und Unter-
nehmen der Online-Wirtschaft 1997 gegründeten Selbst-
kontrollorganisation, gegen Gewalt- und Pornovideos auf
den Handys von Kindern und Jugendlichen vorgehen. Auf
Initiative des rheinland-pfälzischen Jugendministeriums
unterzeichneten die Unternehmen dazu eine freiwillige
Selbstverpflichtung. Demnach sperren die Netzbetreiber
Debitel, E-Plus, Mobilcom, Talkline, T-Mobile, O2 und
Vodafone den Internetzugang bei den Handys von Kin-
dern und Jugendlichen, wenn die Eltern das wünschen.
So könne zumindest ein Schutz vor jugendgefährdenden

Inhalten aus dem Internet sichergestellt werden. Dazu
gehörten auch der Versand und der Empfang von MMS,
durch die beispielsweise pornografische oder gewalt-
verherrlichende Bilddateien vermittelt würden.

Auch die direkte Datenübertragung von Handy zu
Handy per Bluetooth soll für Minderjährige blockiert
werden. Ein Austausch bleibt dennoch über die vorhan-
denen Speicherkarten-Slots sowie USB-Schnittstellen
möglich.

Des Weiteren wollen die Mobilfunkunternehmer den
Gefahren bei der Handynutzung durch die Entwicklung
eines besseren Beratungsangebots für Erziehungs-
berechtigte vorbeugen. Die Anbieter wollen kostenlose
Telefonhotlines und Informationsportale im Internet ein-
richten, um die Medienkompetenz der Eltern zu erwei-
tern und sie über potenzielle Gefahren aufzuklären.
Technisch sollen die Internetsperren so konzipiert wer-
den, dass sie von den Jugendlichen nicht ohne die Hilfe
ihrer Eltern umgangen werden können. Daneben werden
spezielle Kinder-Handys angeboten, die Jugendschutz-
optionen beinhalten und über keine Bluetooth-Funktio-
nalität verfügen. �

FR – Recht auf Gegendarstellung
im Internet nun umsetzbar

Das Recht auf Gegendarstellung „einer in einem
Online-Kommunikationsdienst benannten oder bezeich-
neten Person“ ist in Art. 6 IV der Loi pour la confiance
dans l’économie numérique (Gesetz für Vertrauen in die
digitale Wirtschaft) vom 21. Juni 2004 verankert; die
genauen Anwendungsmodalitäten waren noch per Ver-
ordnung zu regeln. Eine solche Rechtsverordnung wurde
nun am 24. Oktober 2007 verabschiedet.

Die Verordnung regelt zunächst den Antrag auf Aus-
übung des Rechts auf Gegendarstellung. So muss der
Antragsteller die Verweise auf die Internetnachricht sowie
die Zugangsbedingungen zum Online-Kommunikations-
dienst und, falls erwähnt, den Namen des Autors ange-
ben. Der Antrag hat zudem die beanstandeten Textpassa-
gen sowie den Inhalt der geforderten Gegendarstellung
zu beinhalten (Art. 2). Im Text wird darauf hingewiesen,
dass für sämtliche Formen der Online-Information ein
Recht auf Gegendarstellung besteht, so bei Texten, Tönen
und Bildern. Die geforderte Gegendarstellung kann hin-
gegen nur in schriftlicher Form erfolgen, egal welcher
Natur die Nachricht ist, auf die sie Bezug nimmt. Im
Umfang darf sie höchstens so lang sein wie die ursprüng-

liche Nachricht und nicht über 200 Zeilen hinausgehen
(Art. 3). Laut Verordnung kann das Verfahren nur
angestrengt werden, wenn die jeweilige Internetseite
keine Möglichkeit zur direkten Erwiderung anbietet:
Chatrooms, Foren etc. (Art. 1 Abs. 2). Die Verordnung legt
zudem die Modalitäten der Veröffentlichung fest; so muss
die Gegendarstellung unter ähnlichen Bedingungen wie
die betroffene Nachricht zugänglich sein, und es muss
erkennbar sein, dass hier vom Recht auf Gegendarstel-
lung Gebrauch gemacht wurde. Die Gegendarstellung
muss für die gleiche Zeitspanne wie der Artikel oder die
Nachricht, auf den sie sich bezieht, online bleiben, min-
destens jedoch einen Tag lang.

Die lang erwartete Verordnung wurde rasch Gegen-
stand einer ersten Gerichtsentscheidung. Auf der Inter-
netseite des Verbraucherschutzverbands UFC-Que Choisir
waren zwei Artikel über Versicherungen von Liegen-
schaftskrediten veröffentlicht worden (in einem Artikel
wurde auf eine andere Internetseite verwiesen und von
dort aus den Rechtsweg einzuschlagen). In diesem Rah-
men wurden zwei Versicherungsgesellschaften nament-
lich genannt. Ihrem Antrag auf Gegendarstellung war der
Verband nicht gefolgt, sodass die beiden Versicherungen
gemäß der Verordnung vom 24. Oktober 2007 den für
einstweiligen Rechtsschutz zuständigen Richter am

•Pressemitteilung des rheinland-pfälzischen Ministeriums für Bildung, Wissenschaft,
Jugend und Kultur vom 17. Oktober 2007, abrufbar unter:
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=11015

•Selbstverpflichtungserklärung der Mobilfunkanbieter, abrufbar unter:
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=11016
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Tribunal de grande instance von Paris anriefen. Die
Beklagten trugen vor, die Internetseite mit den stritti-
gen Veröffentlichungen enthalte ein Diskussionsforum,
auf dem sich jeder Internetnutzer frei äußern könne,
sodass gemäß Art. 1 Abs. 2 der Verordnung kein Recht
auf Gegendarstellung geltend gemacht werden könne.
Der zuständige Richter hingegen erklärte, diese Ein-
schränkung sei eng auszulegen. Die strittigen Texte
seien im redaktionellen Teil der Internetseite veröffent-
licht, sodass ein simpler Beitrag im Diskussionsforum für
die klagende Partei kein angemessenes Mittel zum Aus-

druck ihrer Position dargestellt hätte. Weiter brachten
die Beklagten vor, weder im Antrag auf Gegendarstellung
noch in der Gegendarstellung selbst seien die beanstan-
deten Passagen explizit aufgeführt. Der Richter vertrat
die Auffassung, gemäß Art. 2 der Verordnung müsse der
Antragsteller für das Recht auf Gegendarstellung im
Internet die genauen Textstellen beziehungsweise Aus-
züge aus dem strittigen Text vorlegen – entweder durch
ausführliche Wiedergabe oder ausreichend genauen
Nachweis im Text. Der Richter kam somit zu dem Schluss,
der Antrag auf Gegendarstellung entspreche nicht den
Anforderungen der Verordnung, sodass die Verweigerung
der Veröffentlichung dieser Gegendarstellung innerhalb
der drei Tage nach Eingang keine eindeutig rechtswidrige
Handlung darstellte. �

•Verordnung Nr. 2007-1527 vom 24. Oktober 2007, Amtsblatt vom 26. Oktober
2007, abrufbar unter:
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=11035

FR

FR – Unterzeichnung eines Abkommens
über das kulturelle Angebot und die Bekämpfung
der Internetpiraterie

Die Rechteinhaber aus dem audiovisuellen, Kino- und
Musiksektor, die Internetprovider und die öffentliche
Hand haben am 23. November 2007 ein Abkommen über
das kulturelle Angebot und die Bekämpfung der Inter-
netpiraterie unterzeichnet. Das Abkommen ist das Ergeb-
nis des Auftrags, den der französische Präsident Nicolas
Sarkozy Denis Olivennes im vergangenen September
übertragen hatte (siehe IRIS 2007-9: 14 und IRIS 2007-
10: 14); in diesem Rahmen einigten sich erstmalig 42
Organe und Unternehmen auf gemeinsame Vorschläge.
Die Kulturministerin nannte dieses Treffen „historisch“.
Im Abkommen verpflichtet sich die öffentliche Hand, die
notwendigen gesetzgeberischen und regulatorischen
Maßnahmen zu treffen, um – mithilfe der Internet-
provider – ein Warn- und Sanktionssystem gegen illega-
les Herunterladen aus dem Internet einzurichten. Die
Maßnahmen könnten bis zur Sperrung des Internet-
zugangs und zur Kündigung des Vertragsverhältnisses
führen. Das System soll auf dem Grundsatz der Haftung
des Kunden für die illegale Nutzung seines Internet-
zugangs beruhen, so wie derzeit in Art. L. 335-12 des
Code de la propriété intellectuelle (Gesetz über das
geistige Eigentum – CPI) geregelt. Eine unabhängige Ver-
waltungsbehörde (etwa die im Rahmen der Loi DADVSI
vom 1. August 2006 eingesetzte Autorité de Régulation
des Mesures Techniques de Protection [Regulierungs-
behörde für technische Schutzmaßnahmen]) soll für die
Umsetzung dieser Maßnahmen sorgen. Sie erhält eine
Sanktionsbefugnis gegenüber den Internetprovidern, die
ihren Weisungen nicht ordnungsgemäß nachkommen,
und wird im Rahmen einer monatlich zu veröffentli-
chenden Statistik über ihre Tätigkeit Auskunft geben.
Die Hosting- und Portalanbieter verpflichten sich ihrer-
seits, in Zusammenarbeit mit den Rechteinhabern
Systeme zur Identifizierung der Inhalte (durch digitale

„Fingerabdrücke“ oder Wasserzeichen) zu prüfen, aus-
zuwählen und zu fördern. Zum anderen ist im Abkom-
men vorgesehen, das Zeitfenster für die Verwertung der
Werke (Medienchronologie) zu ändern, um die Frist für
VoD (die derzeit bei siebeneinhalb Monaten nach der
Erstaufführung im Kino liegt) auf sechs Monate zu redu-
zieren und die Werke im legalen Online-Angebot schnel-
ler verfügbar zu machen. Dies soll auch für ein möglichst
großes Musikangebot durchgesetzt werden, und zwar
durch Aufhebung der DRM-Maßnahmen, sofern sie ein
Hindernis für die Interoperabilität darstellen. Die Inter-
netprovider ihrerseits erklären sich bereit, bei der Umset-
zung der Warn- und Sanktionssysteme, vor allem beim
umfassenden Ausbau der Webfilterung, mit den Rechte-
inhabern zusammenzuarbeiten.

Mehrere die Interessen der Musikindustrie vertre-
tende Organisationen äußerten sich zufrieden. So
begrüßten die Schallplattenindustrie-Verbände Syndicat
National de l’Edition Phonographique und die Société
Civile des Producteurs Phonographiques die Einsetzung
einer unabhängigen Aufsichtsbehörde, die beauftragt ist,
Maßnahmen gegen Online-Piraterie zu treffen und eine
monatliche Aufstellung der Ergebnisse ihrer Arbeit zu
veröffentlichen. „Vorbehaltlich der Wirksamkeit dieser
Einrichtung“ verpflichten sie sich im Gegenzug dazu,
ihre Kataloge von in Frankreich hergestellten musikali-
schen Werken „ohne technische Schutzmaßnahmen, die
Interoperabilität verhindern“, zur Verfügung zu stellen.
Die Video-Portale Dailymotion und Kewego erklärten, sie
seien bereit für eine Zusammenarbeit mit den Recht-
einhabern, auch wenn man weiterhin ein Abkommen
anstrebe, das den spezifischen Besonderheiten der
Tätigkeit als Webhoster Rechnung trage. Der Verbrau-
cherschutzverband UFC-Que choisir beanstandete das
„repressive Sich-Überbieten“, das sehr hart, potenziell
freiheitsberaubend und antiwirtschaftlich sei und im
völligen Gegensatz zur digitalen Geschichte sei. Der
französische Präsident forderte die Unterzeichner des
Abkommens auf, nach sechs Monaten Bilanz zu ziehen,
und erklärte, es würden – sollte die Angelegenheit nicht
befriedigend laufen – „zielführende Maßnahmen“ getrof-
fen. Die Gesetzes- und Regelungstexte zur Umsetzung
der erarbeiteten Lösungen sollen Anfang 2008 verab-
schiedet werden. �

•Accord pour le développement et la protection des œuvres et programmes cultu-
rels sur les nouveaux réseaux (Abkommen über die Entwicklung und den Schutz
von Kulturwerken und -programmen in den neuen Netzen), 23. November 2007,
abrufbar unter:
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=11029
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Seit einigen Monaten steht das sogenannte Mit-
machfernsehen (Call-TV) im Visier des Conseil supérieur
de l’audiovisuel (franz. Rundfunkaufsichtsbehörde –
CSA). Bei den Anrufsendungen werden die Fernseh-
zuschauer aufgefordert, zur Erzielung möglicher Gewinne
telefonische Mehrwertdienste anzurufen oder SMS zu
schicken. Bereits 2002 hatte die Aufsichtsbehörde eine
Empfehlung mit Regeln für diese Mitmach-Aufrufe abge-
geben: Sie gelten als legal, wenn sie „punktuell und
unaufdringlich” und im Rahmen einer in Ausstrahlung
befindlichen Sendung erfolgen. Das Mitmachfernsehen
entspricht jedoch einem anderen Modell, da die Anrufe
auf einer Mehrwertnummer der eigentliche Zweck der
Sendung sind. Die Problematik für den CSA besteht
darin, den Status entsprechender Sendungen festzule-
gen und festzustellen, ob es sich hier um Teleshopping
oder Schleichwerbung handelt. Die Ausbreitung des Mit-
machfernsehens in Frankreich, insbesondere auf dem
Sender M6 (mit „Star6Music“ und „Club“) sowie auf dem
digitalen Sender NT1 mit „La nuit est à vous“, hat den
CSA dazu veranlasst, am 4. Dezember 2007 eine neue
Empfehlung zu verabschieden, die die von 2002 ersetzt.
Ziel dieser Empfehlung ist ein größerer Schutz der Fern-

sehzuschauer, insbesondere durch eine bessere Informa-
tion über Möglichkeiten zur Erstattung von Zahlungen,
die im Rahmen der Gewinn-Spiele geleistet wurden. So
muss diese Information dem Zuschauer in gleicher Weise
zur Kenntnis gebracht werden wie die Angabe der SMS-
oder Telefonnummer. Erscheint sie etwa auf dem Bild-
schirm, muss sie in der gleichen Schriftart wie die Tele-
fonnummer erscheinen. Zudem muss die Information
erfolgen, sobald eine Verbindung zum Mehrwertdienst
hergestellt ist, noch vor jeglicher tatsächlichen Teil-
nahme am Spiel. Im Rahmen der neuen Empfehlung wer-
den außerdem die Voraussetzungen präzisiert, im Rah-
men derer Fernsehsender Zuschauer dazu auffordern
dürfen, SMS- oder telefonbasierte Mehrwertdienste in
Anspruch zu nehmen, ohne dass dies als Schleichwer-
bung zu werten ist. Der Mitmach-Aufruf muss im Rah-
men der laufenden Sendung erfolgen und darf hierbei
lediglich punktuell und unaufdringlich erscheinen. Der
Mehrwertdienst muss zudem in direktem Bezug zur Sen-
dung, die den Telefon-Aufruf startet, stehen und eine
Ergänzung zu dieser Sendung darstellen. Der CSA kün-
digte an, dass er jede Sendung, im Rahmen derer Fern-
sehzuschauer zur Nutzung von Telefon- oder SMS-
Diensten aufgefordert werden, überprüfen werde, um zu
beurteilen, ob es sich hierbei um Schleichwerbung han-
delt. Sollte dies der Fall sein, werde der Sender aufge-
fordert, die Sendung einzustellen. Eines aber ist sicher:
Der Sender RTL9, bei dem viele Mitmach-Sendungen lau-
fen, hat nichts zu befürchten, da er von Luxemburg aus
gesendet wird und somit nicht französischem Recht
unterworfen ist! �

•Délibération du CSA relative aux renvois, dans les programmes de télévision, à
des services téléphoniques ou SMS surtaxés (« télé-tirelire ») (Beschluss des CSA
hinsichtlich Aufrufen zur Nutzung von Mehrwertdiensten über Telefon und SMS im
Rahmen von Fernsehsendungen („Call-TV“), 4. Dezember 2007, abrufbar unter:
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=11028

FR

GB – Filmplakate von der ASA verboten

FR – Erweiterung der Regeln zum „Call-TV“

Die britische Advertising Standards Authority
(Behörde für Werbestandards – ASA) hat die Verwendung
von zwei Werbeplakaten für den Film „Shoot Em Up“ ver-
boten. Zuvor waren 55 Beschwerden mit verschiedenen
Begründungen eingegangen. Unter anderem hieß es
darin, die Plakate (a) verklärten und verherrlichten
bewaffnete Kriminalität, (b) seien taktlos gegenüber den
Familien von Opfern bewaffneter Kriminalität, (c) seien

anstößig und übermäßig bedrohlich und (d) könnten
Kindern Leid bereiten.

Die ASA beriet über die Angelegenheit unter Berück-
sichtigung verschiedener Regeln (2.2, 5.1, 5.2, 9.1 und
11.1) des Code on Advertising Practice (Kodex für die
Werbepraxis). Zwei Plakate wurden aufgrund der Her-
vorhebung der Waffe, des Gesichtsausdrucks des Schau-
spielers und der aktionsgeladenen Aufnahme als Ver-
herrlichung von Waffen – im Gegensatz zu einer
einfachen Darstellung des Filminhalts – eingestuft. In
ihnen wurde ein Verstoß gegen die Regeln 2.2 (soziale
Verantwortung) und 11.1 (Gewalt) gesehen. Verstöße
gegen die Regeln zu Anstößigkeit und Takt wurden dage-
gen nicht bestätigt. Mit dem Beschluss wurde ange-
ordnet, dass die beiden Plakate nicht mehr zur Schau
gestellt werden dürfen.

Am 21. November veranstaltete die ASA ein Seminar,
um über das Thema Gewalt in der Werbung zu diskutie-
ren. �

GB – Regulierer weist Beschwerde der Polizei
gegen Berichterstattung über islamischen
Extremismus zurück

Das Ofcom, die britische Regulierungsbehörde für
den Kommunikationsbereich, hat eine Beschwerde der
West Midlands Police gegen die Ausstrahlung der
Sendung „Dispatches“ am 15. Januar 2007 auf Channel 4

zurückgewiesen. Die Sendung hatte über die Beobach-
tungen eines getarnten Reporters berichtet, der
Moscheen und islamische Organisationen in Großbritan-
nien besucht und Beispiele für extremistische Predigten
gefunden hatte. In der Sendung hieß es, man habe „eine
Ideologie der Bigotterie und Intoleranz gefunden, die
sich über Großbritannien ausbreitet und ihre Wurzeln in
Saudi-Arabien hat“. Die Sendung enthielt heimlich

•ASA Adjudication (ASA-Beschluss): Entertainment Film Distributors Ltd, 21. Novem-
ber 2007, abrufbar unter:
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=11030

•Code of Advertising Practice (Kodex der Werbepraxis), abrufbar unter:
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=11031

•ASA Seminar, Violence in advertising (including violent imagery) [Gewalt in der
Werbung (einschließlich brutaler Bilder)], 21. November 2007, abrufbar unter:
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=11032
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gefilmte Szenen und Mitschnitte von Reden, die als
homosexuellenfeindlich, antisemitisch, sexistisch und
als Verdammung von Nichtmuslimen bezeichnet wurden,
sowie Auszüge aus Büchern und Websites, die mit den
Moscheen zusammenhingen.

Das Ofcom erhielt 364 Zuschauerbeschwerden (und
erklärte, diese seien offenbar Teil einer Kampagne gewe-
sen). Besonders ungewöhnlich war, dass eine Beschwerde
von der West Midlands Police stammte, die unmittelbar
nach der Sendung eine Untersuchung darüber eingeleitet
hatte, ob Personen, die in den Moscheen gepredigt
hatten oder mit diesen verbunden waren, Straftaten
verübt hätten. Man gelangte zu dem Schluss, dass die
Beweise nicht für eine Strafanzeige gegen in der
Sendung gezeigte Personen ausreichten. Daraufhin
beschwerte sich die Polizei bei der Ofcom, die Sendung
sei so intensiv bearbeitet worden, dass die gezeigten Per-
sonen falsch dargestellt worden seien; das ausgestrahlte
Filmmaterial sei in einer Weise bearbeitet worden, dass
es ausreiche, „den Zusammenhalt der Gemeinschaft zu
untergraben“, und die Sendung erschüttere „mit hoher
Wahrscheinlichkeit das Gefühl der öffentlichen Sicher-
heit jener Gemeinschaften in den West Midlands, für die
der Chief Constable eine Verantwortung hat“. Die Polizei
führte zudem an, es habe durch die Bearbeitung mehrere
gezielte Verzerrungen gegeben, der Kommentar habe
vorgefasste Meinungen dazu geliefert, was ein Sprecher
zu vermitteln versucht habe, und die Sendung habe den
Alltag in einer der besuchten Moscheen möglicherweise
nicht korrekt wiedergegeben. Der Sender antwortete
selbstbewusst, die Behauptungen der Polizei „entbehrten

jeglicher Grundlage“, zeugten von einer „erschütternden
Naivität“ und stellten eine grundsätzliche Fehleinschät-
zung des Bearbeitungsprozesses dar, mit dem Fernseh-
sendungen gemacht werden.

Das Ofcom wies sämtliche Beschwerden von Zu-
schauern und Polizei zurück. Investigativer Journalis-
mus spiele im öffentlich-rechtlichen Rundfunk eine
wesentliche Rolle und liege klar im öffentlichen Inter-
esse. Die große Mehrheit des Publikums verstehe, dass
Dokumentarsendungen durch das Zusammenschneiden
von vielen Stunden Filmmaterial entstehen und dass dies
eine akzeptable Praxis ist, sofern die gezeigten Personen
nicht unfair behandelt und die Zuschauer nicht grund-
legend irregeführt werden. Die Sendung habe nicht
unterstellt, dass die extremen Ansichten von allen Mus-
limen geteilt würden, und habe auch Beiträge gemäßig-
terer muslimischer Organisationen enthalten, in denen
die extremen Ansichten verurteilt worden seien. Die
Ansichten der gezeigten Sprecher seien durch die Bear-
beitung nicht falsch dargestellt worden. Die Auswahl des
Materials, das gezeigt werden soll, sei eine redaktionelle
Entscheidung des Senders, in die Ofcom nicht eingreifen
dürfe, sofern kein Verstoß gegen den Broadcast Code (die
Rundfunkordnung) vorliege. Die Sendung habe aber
nichts enthalten, was den Eindruck vermittelt hätte, es
solle das Alltagsleben in der Moschee dargestellt werden.
Die Sendung stelle also eine legitime Untersuchung dar,
die Angelegenheiten von großem öffentlichem Interesse
aufgedeckt habe, und es gebe keinen Hinweis darauf,
dass der Sender das Publikum irregeführt habe oder dass
die Sendung dazu angetan sei, zu kriminellen Aktivitä-
ten zu ermuntern oder anzuregen. Unabhängig davon
wies das Ofcom auch Beschwerden des Königreichs
Saudi-Arabien, des Islamischen Kulturzentrums und der
Londoner Zentralmoschee gegen die Sendung zurück. �

•„Dispatches: ‚Undercover Mosque‘“, Ofcom Broadcast Bulletin, Ausgabe 97,
19. November 2007, S. 9–20, 44–67, abrufbar unter:
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=11033

EN

GR – Zwei rechtliche Bestimmungen zum Betrieb
von Fernsehstationen ohne Lizenz
für verfassungswidrig befunden

Eine neue Ausschreibung, die letztendlich zur Ver-
gabe von Hörfunk- und Fernsehlizenzen führen wird, ist
nach einer Entscheidung des Staatsrats vom 2. Oktober
2007 mehr denn je geboten. Mit dieser Entscheidung
wurden zwei rechtliche Bestimmungen für verfassungs-
widrig befunden, da sie allen regionalen Fernsehstatio-
nen, die an der Ausschreibung im Jahr 1998 teilgenom-
men haben, erlauben, sogar über eine „vernünftige“
Frist nach Veröffentlichung der Ausschreibung hinaus zu
arbeiten, was de facto zu Rundfunkaktivitäten ohne
einen eindeutigen offiziellen Rahmen führte, innerhalb
dessen in bestimmter Hinsicht zu handeln ist. Nach der
Entscheidung widersprechen diese Bestimmungen den
Grundsätzen der Rechtstaatlichkeit, der Menschenwürde
(und der daraus folgenden Verpflichtung des Staates, die
Durchsetzung von Recht zu garantieren) sowie dem
Gleichheitsgrundsatz.

Sollte die Plenarsitzung des Staatsrats (die für end-

gültige Entscheidungen in Verfassungsangelegenheiten
zuständig ist) die oben genannte Entscheidung bestäti-
gen, können diese Stationen keine Entscheidungen des
griechischen Nationalen Hörfunk- und Fernsehrat (ESR)
zu ihrer Tätigkeit mehr vor Gericht anfechten. Voraus-
setzung für eine solche Klage wäre ein rechtlich aner-
kanntes Interesse, welches nicht gegeben ist, wenn sie
sich auf verfassungswidrige Bestimmungen stützt.

Die für die Auflage einer neuen Ausschreibung
zuständige unabhängige Behörde ist der ESR. Eine Aus-
schreibung kann aber erst erfolgen, wenn zwei Ministe-
rialentscheidungen getroffen sind: zum Frequenzplan
und zur Art der Hörfunk- und Fernsehdienste, die die
Antragsteller anbieten (Rundfunknachrichten oder ande-
res).

Ende September 2007 legten der Staats- und der
Kommunikationsminister (zuständig für Hörfunk und
Fernsehen) einen Übergangsfrequenzplan vor, der neue
Frequenzen für analoges und digitales terrestrisches
Fernsehen beinhaltet und auf der Arbeit einer For-
schungsgruppe der Polytechnischen Universität Athen
gründet. Diese Arbeit soll die Grundlage für die zukünf-
tige Ministerialentscheidung über den Frequenzplan
sein, die in den nächsten Monaten erwartet wird. �•Staatsratsbeschluss, StE 2784/2007, 2. Oktober 2007
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Am 9. Oktober 2007 beschloss der Nationale Hör-
funk- und Fernsehrat (ESR), die Ausstellung von Bestä-
tigungen einzustellen, die die Unvereinbarkeit zwischen
Eigentum an Medienunternehmen und dem Abschluss
von Verträgen mit öffentlichen Einrichtungen feststel-
len. Die Zuständigkeit des ESR ist tatsächlich beschränkt
auf die Ausstellung von Bestätigungen über das Vor-
liegen einer derartigen Unvereinbarkeit, unter der aus-
schließlichen Bedingung, dass ihr ein endgültiger
gerichtlicher Schuldspruch in Bezug auf den Tatbestand
aktiver Bestechung von dem interessierten Unternehmen
oder von der für die Ausschreibung verantwortlichen
Behörde angezeigt wurde.

In ihrer Stellungnahme berücksichtigt die unabhän-
gige Behörde eine frühere Ministerialentscheidung (einen

Monat zuvor veröffentlicht), in der die Nachweise für die
Registrierung all dieser Unternehmen in einem vom ESR
geführten Verzeichnis aufgeführt sind. Die griechische
Regierung hat in der Tat endgültig alle Anmerkungen
akzeptiert, die die Europäischen Kommission in Bezug auf
die Durchsetzung von drei aufeinander folgenden
Gesetzen (3021/2002, 3310/2005 and 3414/2005)
gemacht hatte, die mit diesem Thema in Zusammenhang
stehen. Angesichts dieser Entwicklungen kündigte die
Europäische Kommission am 17. Oktober 2005 die Ein-
stellung des in dieser Angelegenheit laufenden Vertrags-
verletzungsverfahrens gegen Griechenland vor dem Euro-
päischen Gerichtshof an (siehe IRIS 2005-6: 6).

Zwischenzeitlich ist jedoch die Prüfung zweier
präjudizieller Fragen der Plenarsitzung des Symvoulio tis
Epikratias (oberstes griechisches Verwaltungsgericht) im
Zusammenhang mit der Vereinbarkeit einiger Bestim-
mungen des ersten Gesetzes (3021/2002) mit dem euro-
päischen Recht noch vor dem Europäischen Gerichtshof
anhängig. �

LT – Durchführungsbestimmungen
zu den Anforderungen an Werbung
und Sponsoring im Rundfunk verabschiedet

GR – Beschränkte Anwendung des Gesetzes
über die Unvereinbarkeit von Eigentum
an Mediengesellschaften und dem Abschluss
von Verträgen über öffentliche Aufträge

Am 1. September 2007 traten die Durchführungs-
bestimmungen zu den Anforderungen an Werbung und
Sponsoring im Rundfunk in Kraft. Die Bestimmungen
wurden am 1. August 2007 durch Beschluss der Lietuvos
radijo ir televizijos komisija (Radio- und Fernsehkom-
mission Litauens) verabschiedet.

Ausschlaggebend für die Abfassung dieser Durch-
führungsbestimmungen waren die Durchführungsanfor-
derungen aus dem Gesetz über die Bereitstellung von
Informationen für die Öffentlichkeit, das lediglich all-
gemeine Regelungen für die Ausstrahlung von Werbung
und Sponsorenhinweisen enthielt. Das Gesetz legte die
Umsetzung der obigen Regelungen nicht im Einzelnen
fest, verpflichtete die Radio- und Fernsehkommission
aber zur Festlegung eines Verfahrens zur Umsetzung der
Anforderungen, die in den innerstaatlichen Gesetzen
und im EG-Recht niedergelegt sind. Die Durchführungs-
bestimmungen wurden nun in enger Zusammenarbeit
mit den Rundfunkveranstaltern entwickelt.

Sie sehen unter anderem vor, dass bei der Zählung
der Gesamtwerbezeit (zum Beispiel Werbespots, Tele-
shopping, Split-Screen-Werbung und Markeneinblen-
dungen) grundsätzlich das Prinzip der vollen Stunde
gilt. Diesem Prinzip zufolge wird die Gesamtmenge der
Werbung immer vom Beginn einer vollen Stunde an
gezählt.

Ferner enthalten die Durchführungsbestimmungen
genauere Regelungen zur Trennung der Werbeblöcke
vom Hauptinhalt der Sendung. Danach muss in dem
Jingle am Beginn der Werbung während der gesamten
Ausstrahlungsdauer das Wort „Werbung“ gezeigt wer-
den. Ist ein Werbespot nicht ohne Weiteres als solcher
erkennbar, muss das Wort „Werbung“ während der
gesamten Dauer des Spots gezeigt werden.

Die Dauer des Jingles am Beginn der Werbung ist
nicht festgelegt. Seine Dauer ist jedoch nicht in die

zulässige Werbezeit je voller Stunde Sendezeit einzube-
ziehen.

Die Durchführungsbestimmungen enthalten darüber
hinaus spezielle Vorschriften für die Ausstrahlung von
Teleshopping-Fenstern: Der Einführungs-Jingle muss am
Beginn und am Ende des Fensters ausgestrahlt werden,
und während seiner gesamten Dauer muss deutlich das
Wort „Teleshopping-Fenster“ zu sehen sein.

Teleshopping-Fenster haben eine Dauer von 15
Minuten und dürfen nicht durch Werbung, Teleshop-
ping-Spots, Ankündigungen oder andere Einschübe
unterbrochen werden.

Ferner enthalten die Durchführungsbestimmungen
Regelungen zur Rundfunkwerbung auf Basis neuer
Technologien und deren Trennung von anderen Teilen
des Hauptprogramms. Der Rundfunkveranstalter muss
danach sicherstellen, dass Split-Screen-Werbung als
solche erkennbar ist und entweder akustisch und/oder
optisch von anderen Programmteilen abgesetzt oder
durch das Wort „Werbung“ gekennzeichnet wird. Da
Laufschriften im Rahmen von Split-Screen-Werbung in
Litauen weit verbreitet sind, sehen die Bestimmungen
vor, dass Split-Screen-Werbung durch einen kontrastie-
renden Hintergrund vom Inhalt des Hauptprogramms
abgesetzt sein muss. Außerdem darf die Laufschrift im
Rahmen der Split-Screen-Werbung nicht mehr als 20
Prozent des Bildschirms einnehmen.

Da es in der Praxis zu vielen Diskussionen über die
Interpretation einiger Begriffe kam, geben die Durch-
führungsbestimmungen folgende Definitionen vor:
- „Natürliche Unterbrechung innerhalb des Ereignisses“
bezeichnet eine Pause, die direkt mit der Struktur des
Ereignisses zusammenhängt und unabhängig vom
Willen des Rundfunkveranstalters stattfindet;

- „Dauer der Sendung“ bezeichnet ein zeitliches Inter-
vall vom Beginn bis zum Ende der Sendung unter Aus-
schluss von Einschüben (Werbespots, Ankündigungen
usw.);

- „Dauer des audiovisuellen Werks (Films)“ bezeichnet
die Originaldauer des audiovisuellen Werks, also das
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zeitliche Intervall vom Anfang (erste Bilder, Vorspann)
bis zum Ende (Abspann) des Werks.

Außerdem enthalten die Durchführungsbestimmun-
gen nähere Ausführungen zur Präsentation des Namens

des Programmsponsors. Der Name des Sponsors muss so
deutlich und so lange präsentiert werden, dass der
Zuschauer den Namen oder das Logo des Sponsors deut-
lich hören und sehen kann. Die Präsentation von Spon-
soren darf bei einem Sponsor nicht länger als 15 Sekun-
den dauern, bei mehreren Sponsoren in Folge nicht
länger als insgesamt 40 Sekunden.

Die obigen Bestimmungen gelten für alle Rund-
funkveranstalter im Zuständigkeitsbereich der Republik
Litauen. �

•Lietuvos radijo ir televizijos komisijos sprendimas „Dėl reikalavimų reklamos
transliavimui ir programų (laidų) rėmimui įgyvendinimo tvarkos patvirtinimo” (Ent-
scheidung der Radio- und Fernsehkommission Litauens über die Verabschiedung der
Durchführungsbestimmungen zu den Anforderungen an Werbung und Sponsoring
im Rundfunk) vom 1. August 2007, abrufbar unter:
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=11027

LT

MK – Rundfunkrat erweitert Zusammenarbeit
mit der Agentur für elektronische Kommunikation
und der Kommission zum Schutz des Wettbewerbs

Aufgrund der Bestimmungen des Закон за радио-
дифузната дејност (Rundfunkgesetz), Art. 39 und 40,
hat der Rundfunkrat Mazedoniens seine Zusammenarbeit
mit zwei anderen mazedonischen Regulierungsstellen,
der Агенција за електронски комуникации (Agen-
tur für elektronische Kommunikation) und der Коми-
сија за заштита на конкуренцијата (Kommission
zum Schutz des Wettbewerbs), im Rundfunkbereich aus-
geweitet.

Die am 31. Oktober 2007 unterzeichnete Koopera-
tionsvereinbarung zwischen dem Rundfunkrat und der
Agentur für elektronische Kommunikation formalisiert
und erweitert die schon vorher begründete Zusammen-
arbeit zwischen den beiden Regulierern in den Bereichen
Rundfunk und elektronische Kommunikation. Ziel der

Vereinbarung ist eine effektivere Umsetzung des Rund-
funkgesetzes und des Gesetzes über elektronische Kom-
munikation sowie die Umsetzung von zwei nationalen
Strategiepapieren: der „Strategie für die Entwicklung des
Rundfunks in der Republik Mazedonien für den Zeitraum
2007–2012“ (siehe IRIS 2008-1: 16) und der „Nationa-
len Strategie für die Entwicklung im Bereich der elek-
tronischen Kommunikations- und Informationstechno-
logien“. Es wird erwartet, dass diese Vereinbarung
effektiv sein wird, insbesondere dann, wenn der Digita-
lisierungsprozess eingeleitet wird.

Die Kooperationsvereinbarung zwischen dem Rund-
funkrat und der Kommission zum Schutz des Wettbe-
werbs vom 15. Oktober 2007 zielt auf den Schutz des
Wettbewerbs und die effektivere Anwendung der Wett-
bewerbsvorschriften im Rundfunkbereich.

Mit beiden Vereinbarungen wurden Gemeinsame
Kooperationsausschüsse eingerichtet, deren Befugnisse
und Aufgaben sich nach den jeweiligen Bereichen rich-
ten. Die Mitglieder der Gemeinsamen Kooperationsaus-
schüsse sind bereits ernannt, und die Gremien sind voll
einsatzbereit, sodass der praktischen Umsetzung der ver-
einbarten Verfahren nichts mehr im Wege steht. �

MK – Strategie für die Entwicklung
des Rundfunks 2007–2012

Der Rundfunkrat der Republik Mazedonien hat bei
seiner öffentlichen Sitzung vom 27. November 2007 die
Strategie für die Entwicklung des Rundfunks in der
Republik Mazedonien für den Zeitraum 2007–2012 ver-
abschiedet. Die Verabschiedung erfolgte damit inner-
halb der vom Gesetz vorgeschriebenen Frist. Zur Ausar-
beitung und Verabschiedung der Strategie war der
Rundfunkrat gemäß Art. 22 des Rundfunkgesetzes ver-
pflichtet.

An der Ausarbeitung der Strategie waren alle
zuständigen Institutionen aus den Bereichen Rundfunk,
elektronische Kommunikation und Informationsgesell-
schaft beteiligt, ebenso wie nichtstaatliche Organisa-
tionen und andere Akteure aus der Rundfunkbranche.
Anlässlich dieses Prozesses führte der Rundfunkrat
mehrere Forschungsprojekte und Analysen durch, unter
anderem zu Themen wie Medienmarkt und Publikum.
Zeitgleich damit vollendete der Rundfunkrat die Verab-
schiedung aller erforderlichen Satzungen und die
Umwandlung bereits vergebener Rundfunkkonzessionen

in Lizenzen. Der Entwurf des Strategiepapiers war
Gegenstand einer öffentlichen Konsultation vom 3. Sep-
tember bis 18. Oktober 2007.

Die Hauptpfeiler der Strategie sind: „Gemeinwohl-
ziele im Rundfunk“, „Entwicklung des Rundfunks als
Wirtschaftszweig“, „Pluralismus und Vielfalt des Pro-
gramminhalts“, „Digitalisierung des Rundfunks“, „Audio-
visuelle Dienste über neue Technologien“ und „Auf-
sichtsrechtlicher Rahmen“.

Im Dezember wird der Rundfunkrat einen speziellen
Aktionsplan für die Umsetzung der Strategie in den
nächsten fünf Jahren verabschieden. Die Strategie
fordert, dass die Digitalisierung des terrestrischen Rund-
funks im Jahr 2008 beginnt. Der Rundfunkrat und die
Agentur für elektronische Kommunikation haben ein
gemeinsames Gremium gebildet, das das Vergabeverfah-
ren für die ersten Multiplexe planen soll. Der Prozess der
Regionalisierung, also die Lizenzvergabe an regionale
Rundfunkveranstalter, zu der der Rundfunkrat gesetz-
lich verpflichtet ist, soll parallel zur Digitalisierung und
entsprechend den technischen Bedingungen erfolgen.
Die Regionalisierung ist wichtig, weil eine gewisse
Medienkonzentration erforderlich ist. Bisher ist der

•Закон за радиодифузната дејност, Службен весник на Република Македонија бр.
100/05 (Rundfunkgesetz, Amtsblatt der Republik Mazedonien Nr. 100/05), abruf-
bar unter:
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=10738
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Markt nämlich so stark zersplittert, dass die Rundfunk-
veranstalter, insbesondere Fernsehsender, nicht profita-
bel arbeiten können.

Darüber hinaus plant der Rat für 2008 die Vergabe
der ersten Lizenzen zur Ausstrahlung von Programmen
über andere Plattformen – über Satellit und Kabelnetze.

Die Strategie hat bestimmte Defizite im aktuellen

Rundfunkgesetz aufgedeckt, insbesondere den unklar
definierten Auftrag an den Rundfunkrat, die Umsetzung
des Gesetzes zu überwachen und Sanktionen zu ver-
hängen. Das Rundfunkgesetz muss besser mit dem Ord-
nungswidrigkeitengesetz abgestimmt werden, dann
kann der Rundfunkrat es effizienter umsetzen. Die Stra-
tegie erfasst zudem auch das Thema der Weiterentwick-
lung der Gesetzgebung als notwendigen Teil der Har-
monisierung mit der neuen Richtlinie über audiovisuelle
Mediendienste, aber auch als Voraussetzung für die
technologische Weiterentwicklung der Rundfunkwirt-
schaft. �

•Стратегија за развој на радиодифузната дејност во Република Македонија 2007-
2012 (Strategie für die Entwicklung des Rundfunks in der Republik Mazedonien für
den Zeitraum 2007–2012), abrufbar unter:
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=11050

MK

MT – Konsultationspapier zur Definition
von Zielen von allgemeinem Interesse

Die Broadcasting Authority (Rundfunkbehörde) und
die Malta Communications Authority (Maltesische Kom-
munikationsbehörde) haben ein Konsultationspapier mit
dem Titel „A Policy and Strategy for Digital Broadcasting
that meets General Interest Objectives“ (Politik und Stra-
tegien für einen digitalen Rundfunk, der Zielen von all-
gemeinem Interesse Rechnung trägt) vorgestellt. Im Jahr
2005 hatte die Regierung Maltas drei Frequenzen für
Fernsehkanäle reserviert, die sich Zielen von allgemei-
nem Interesse widmen. Das Konsultationspapier ver-
sucht, die Kriterien zu ermitteln, anhand derer solche
Ziele identifiziert werden können, da sie die Grundlage
für die Geltung der Übertragungspflicht für Netzbetrei-
ber darstellen sollen. Das Konsultationspapier schlägt
ferner eine geänderte Vergaberegelung für Sendelizen-
zen vor, um die derzeitige abnorme Situation zwischen
traditionellen Rundfunkveranstaltern und Mehrkanal-
netzbetreibern zu beseitigen. Zu guter Letzt behandelt
das Konsultationspapier die Auswirkungen des digitalen
Radios auf den Hörfunksektor.

In Art. 31 Abs. 1 der Universaldienstrichtlinie
2002/22/EG heißt es: „Die Mitgliedstaaten können […]
Unternehmen […] zumutbare Übertragungspflichten
auferlegen, wenn eine erhebliche Zahl von Endnutzern
diese Netze als Hauptmittel zum Empfang von Hörfunk-
und Fernsehsendungen nutzen. Solche Verpflichtungen
dürfen jedoch nur auferlegt werden, soweit sie zur Errei-
chung klar umrissener Ziele von allgemeinem Interesse

erforderlich sind; sie müssen verhältnismäßig und trans-
parent sein.“ Diese Bestimmung wurde mit § 51 Abs. 1
der Electronic Communications Networks and Services
(General) Regulations [(Allgemeine) Bestimmungen über
elektronische Kommunikationsnetze und -dienste] von
2004 in maltesisches Recht umgesetzt.

Um als Sender anerkannt zu werden, der Ziele von
allgemeinem Interesse befriedigt, muss ein Fernseh-
sender dem Konsultationspapier zufolge die kulturelle
Vielfalt fördern, erzieherische oder bildende Programme
anbieten, die Öffentlichkeit auf objektive Weise
informieren sowie die Meinungsvielfalt sichern. Diese
Kriterien stützen sich auf Abs. 7 der Mitteilung der
Kommission über die Anwendung der Vorschriften über
staatliche Beihilfen auf den öffentlich-rechtlichen Rund-
funk (2001/C 320/04). Diese Mitteilung erkennt in
Abs. 14 zudem an, dass – neben dem öffentlich-rechtli-
chen Rundfunkveranstalter – auch kommerzielle Sende-
unternehmen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen
unterliegen können und zur Erreichung von Zielen von
allgemeinem Interesse beitragen, indem sie helfen, den
Pluralismus zu sichern, die kulturelle und politische
Debatte bereichern und die Programmauswahl ver-
größern. Andererseits können Fernsehkanäle, die keine
Ziele von allgemeinem Interesse erfüllen, zwar lizenziert
und als kommerzielle Sender betrieben werden; für sie
gibt es jedoch keinen Anspruch auf Übertragung in digi-
talen terrestrischen Netzen und im Kabelsystem.

Die Konsultationsperiode endete am 7. Dezember
2007. Nun muss die Regierung ihre politische Position
bis April 2008 offiziell verabschieden. Die entsprechende
Gesetzgebung müsste formuliert und dem Parlament
zusammen mit der Nennung des zur Übertragung ver-
pflichteten Betreibers vorgelegt werden. Sobald all dies
erreicht ist, werden die Fernsehsender ausgewählt, die
Ziele von allgemeinem Interesse befriedigen; sie erhalten
dann Platz auf den entsprechend reservierten Frequen-
zen der Netzbetreiber. �

RO – Abänderung des CNA-Beschlusse
zur Regelung audiovisueller Inhalte

Die Regulierungsbehörde für elektronische Medien in
Rumänien, der Consiliul Nat‚ ional al Audiovizualului (Lan-
desrat für Audiovisuelles – CNA), hat durch Beschluss
Nr. 762 vom 11. September 2007 Änderungen am Rege-
lungskodex für audiovisuelle Inhalte verabschiedet (zur

vorhergehenden Änderung siehe IRIS 2007-4: 19). Nach
den Änderungen ist es in Werbung und Teleshopping
untersagt, Ärzte bzw. Arztpraxen zu zeigen, deren Iden-
tität genannt wird bzw. erkennbar ist (Art. 109 Abs. 3).

Außerdem erhält Art. II des Beschlusses Nr. 194/
2007 zur Abänderung des Beschlusses Nr. 187/2006
betreffend den Regelungskodex audiovisueller Inhalte
mit den darauffolgenden Änderungen (veröffentlicht im

•Making Digital Broadcasting Available to All - A Consultation Document relative to:
A Policy and Strategy for Digital Broadcasting that meets General Interest Objecti-
ves (Digitaler Rundfunk für alle – ein Konsultationspapier: Politik und Strategien für
einen digitalen Rundfunk, der Zielen von allgemeinem Interesse Rechnung trägt),
abrufbar unter:
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=11034
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Amtsblatt Rumäniens, 1. Teil, Nr. 152 vom 2. März 2007)
den folgenden neu gefassten Wortlaut: „Vorliegender
Beschluss tritt einen Monat nach seiner Veröffentlichung
im Amtsblatt Rumäniens, 1. Teil, in Kraft, mit Ausnahme
der Bestimmungen von Art. 101 Abs. 6, die am 15. Sep-
tember 2007 in Kraft treten, und der Bestimmungen von
Art. 109 Abs. 3 sowie Art. 138 Abs. 3 und 4, die am
1. Januar 2008 in Kraft treten.“

Damit gilt gemäß Art. 101 Abs. 6 seit dem 15. Sep-
tember 2007, dass die mit Geldprämien ausgestatteten
interaktiven Fernsehspiele und -wettbewerbe, bei denen
die Beteiligung des Publikums aufgrund elektronischer
Kommunikationsmittel ermöglicht wird, nur noch als
„Live-Sendungen“ und ihre Ausstrahlung allein in der
Zeit zwischen 22 Uhr und 6 Uhr gestattet sind.

Der am 1. Januar 2008 in Kraft tretende Art. 138 des
CNA-Beschlusses Nr. 194 sieht vor, dass zur Bewerbung
von Lebensmitteln, die für Kinder bestimmt sind, keine
den Kindern vertraute Persönlichkeiten oder namhafte
Ärzte (Ausnahmen gelten für Naturprodukte) auftreten
sowie keine Figuren aus beliebten Zeichentrickfilmen
oder Märchengestalten verwendet werden dürfen
(Abs. 3). Auch darf keine Verbindung zwischen diesen
Lebensmitteln und anderen Kinderartikeln, die nicht
zum Verzehr bestimmt sind (etwa Spielzeug, Abzieh-
bildern und Ähnlichem) hergestellt werden (Abs. 4). �

•Decizia Nr. 762 din 11 septembrie 2007 pentru modificarea deciziei C.N.A.
Nr. 187/2006 privind Codul de reglementare a cont‚inutului audiovizual (Beschluss
Nr. 762 vom 11. September zur Änderung des Regelungskodex für audiovisuelle
Inhalte), abrufbar unter:
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=11019

•Decizia Nr. 194 din 22 februarie 2007 pentru modificarea Deciziei Nr. 187 din
3 aprilie 2006 privind Codul de reglementare a cont‚inutului audiovizual (Monitorul
Oficial al României, Partea I, Nr. 152 din 2 martie 2007) (Beschluss Nr. 194/2007
zur Abänderung des Beschlusses Nr. 187/2006 betreffend den Regelungskodex
audiovisueller Inhalte mit den darauffolgenden Änderungen, veröffentlicht im Amts-
blatt Rumäniens, 1. Teil, Nr. 152 vom 2. März 2007)

RO

RO – CNA-Empfehlung zu Sportübertragungen
im Fernsehen

In einer Empfehlung vom 22. August 2007 hat die
rumänische Regulierungsbehörde für elektronische
Medien, der Consiliul Nat‚ ional al Audiovizualului
(Landesrat für Audiovisuelles – CNA), seine Besorgnis
darüber geäußert, dass die Sportnachrichten innerhalb
der rumänischen Fernsehprogramme, einschließlich des
Programms des öffentlich-rechtlichen Fernsehens, häufig
Berichte über Gewalttätigkeiten in den Fußballstadien,
aggressive Äußerungen und vulgäres Verhalten der Fans
enthalten.

„Eine exzessive Mediatisierung solch seltener, aber
bedauerlicher Ereignisse führt dazu, die für Sport-

meldungen insgesamt zur Verfügung stehende Sendezeit
zu dominieren.“ Der CNA erinnert daher in seiner
Empfehlung vom 22. August 2007 daran, „dass die Nach-
richtenprogramme und aktuellen Meldungen die Bestim-
mungen des Art. 27 Abs. 1 aus dem Codul de reglemen-
tare a cont‚ inutului în audiovizual (CNA-Kodex zur
Regelung audiovisueller Inhalte, siehe IRIS 2007-4: 19)
einzuhalten haben, die dem Schutz Minderjähriger
dienen. Der CNA weist in dieser Empfehlung auf den
großen Einfluss hin, den erfolgreiche Fußballer und
namhafte Sportler durch ihr Benehmen auf Kinder
ausüben können, da Minderjährige dazu neigten, das
Verhalten ihrer Idole nachzuahmen. Demzufolge emp-
fiehlt der CNA den Rundfunkanbietern, Zurückhaltung
bei der Darstellung von Konflikten der Sportwelt in den
Medien zu zeigen. Auch seien bei der Übertragung von
Sportnachrichten die Zeitfenster einzuhalten, die in ent-
sprechenden Regelungen zum Schutz Minderjähriger vor-
gesehen sind. �

RS – Rundfunkbehörde stuft Anweisung
zur Direktübertragung von Parlamentssitzungen
zur Empfehlung herab

In seiner Sitzung vom 20. November 2007 beschloss
der Rat der Republička radiodifuzna agencija (Rund-
funkbehörde – RRA), die verbindliche Anweisung an den
öffentlich-rechtlichen Rundfunkveranstalter RTS zur
Übertragung aller Sitzungen des serbischen Parlaments
(siehe IRIS 2007-10: 19) zurückzunehmen und statt-
dessen lediglich zu empfehlen, dass RTS die Parlaments-
sitzungen live ausstrahlen soll.

Die Entscheidung erfolgte, nachdem Vertreter von
der RTS und anderen Medien sowie Nichtregierungs-
organisationen, die sich mit Fragen der Medienfreiheit
beschäftigen, gegen die verbindliche Anweisung
protestiert hatten. Ihnen zufolge verletzte diese
Anweisung die redaktionelle Unabhängigkeit, die das
serbische Rundfunkgesetz von 2002 dem öffentlich-
rechtlichen Sender garantiert (siehe IRIS 2007-10: 19).

Ebenfalls eine Rolle spielte, dass der Geschäftsführer
von RTS während der Sitzung des für Medienfragen
zuständigen Parlamentarischen Ausschusses für Kultur
und Information am 14. November 2007 bekannt ge-
geben hatte, dass RTS beim Obersten Gerichtshof
Serbiens offiziell gegen die verbindliche Anweisung
geklagt habe. Einen gewissen Einfluss könnte zudem
gehabt haben, dass über 700.000 Bürgerinnen und
Bürger eine Petition unterzeichnet hatten, in der RTS
aufgefordert wurde, den Anfang November begonne-
nen Prozess vor dem Internationalen Strafgerichtshof
für das ehemalige Jugoslawien gegen den wegen
Kriegsverbrechen angeklagten Vojislav Šešelj zu über-
tragen, den Führer der größten Partei Serbiens, die
konservative Nationalisten anspricht. Das Programm
von RTS wäre in der Tat überfrachtet, wenn beide
Ereignisse live übertragen würden.

Da die RRA ihre Entscheidung rückgängig gemacht
hat, hat die RTS seinerseits die Klage vor dem Obersten
Gerichtshof zurückgezogen. �

•Recomandarea CNA din 22 august 2007 (Empfehlung des CNA vom 22. August
2007), abrufbar unter:
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=11018
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Die Republička radiodifuzna agencija (Rundfunk-
behörde – RRA) gab am 19. November eine Liste mit 88
Fernsehsendern bekannt, die eine lokale Sendelizenz
erhalten haben.

Die Besonderheit dieser Ausschreibung liegt darin,
dass erstmals auch die sogenannten Fernsehsender des
zivilen Sektors (von gemeinnützigen Organisationen
finanzierte Sender, deren rechtliche Stellung jener der
öffentlich-rechtlichen Sender ähnelt) Sendelizenzen
erhalten haben. Die Lizenzen wurden für einen Zeitraum
von acht Jahren vergeben. Von den 147 ausgeschriebe-
nen Lokalfernsehlizenzen konnten allerdings nur 88 ver-

geben werden, weil das Interesse in manchen Gebieten
zu gering war.

Die Entscheidung wird rechtskräftig, wenn die RRA
über mögliche Einsprüche entschieden hat, die inner-
halb von 15 Tagen nach der Veröffentlichung der Ent-
scheidung erhoben werden können.

Die RRA teilte mit, dass mit dem Abschluss dieser
Ausschreibung die erste Vergaberunde für Fernsehlizen-
zen nach dem neuen Gesetzesrahmen (Rundfunkgesetz
von 2002, siehe IRIS 2006-10: 18) auf allen Ebenen
(national, regional und lokal) abgeschlossen sei und es
in der kommenden Periode keine großen Ausschreibun-
gen für Fernsehlizenzen geben werde. �

SK – Neue Standards für Internetwerbung

RS – Lokalfernsehlizenzen vergeben

Die Asociácia internetových médií (Vereinigung der
Internetmedien – AIM) in der Slowakischen Republik hat
das Dokument Odporúčania pre internetovú reklamu
(Standards für Internetwerbung) verabschiedet, dem
bestehende Standards und die Empfehlung des Inter-
active Advertising Bureau (IAB) zugrunde gelegt wur-
den. Es tritt am 1. Januar 2008 in Kraft. Mitglieder der
AIM sind die größten Internet-Diensteanbieter der Slo-
wakei.

Hauptzweck des Dokuments ist die Vermeidung nega-
tiver Reaktionen der Empfänger von Internetwerbung,
zum Beispiel wegen aufdringlicher Werbeformate, der
hohen Frequenz von aufdringlicher Werbung und man-
gelnder Möglichkeiten zur Steuerung von Werbung und
deren Akustik.

Die verabschiedeten Standards enthalten folgende
Punkte:
- Aufdringliche Werbung umfasst Formate wie seiten-
überlagernde Rich-Media-Anwendungen, Pop-ups, Pop-
unders und „Out of Banner“-Formate.

- Alle Video-Werbeformate (auch die seitenüberlagern-
den) müssen bestimmte Standardschaltflächen zur
Steuerung aufweisen, darunter „Abspielen“, „Pause“
und „Stopp“. Alle Werbeformate mit Ton (insbesondere
in die Seite eingebettete und Rich-Media-Formate)

müssen bestimmte Standardschaltflächen zur
Steuerung aufweisen, darunter „Ton an“ und „Ton aus“.

- Jegliche Unterbrecherwerbung im Rich-Media-Format
(insbesondere seitenüberlagernde Formate) muss oben
rechts eine Schaltfläche zum Schließen aufweisen.

- Alle Werbeformate mit Ton müssen benutzerinitiiert
sein, sofern der Ton nicht Teil eines vom Benutzer
angeforderten Audio-Streams ist. Interaktivität muss
real sein und darf die Betrachter nicht irreführen.

- Als Faustregel sollten Betrachter innerhalb eines halb-
stündigen Besuchs auf einer Website nicht mehr als
drei Unterbrechungen hinzunehmen haben.

- Icons und Design von Windows-Schaltflächen und
anderen gängigen Rechneroberflächen-Tools dürfen in
der Werbung niemals verwendet werden, um Betrachter
vorsätzlich zu verwirren und zum Antworten oder
Klicken zu verleiten.

- Nur der Medieneigentümer darf festlegen können, ob
auf einer Seite zuerst der Inhalt oder zuerst die
Werbung geladen wird und in welcher Reihenfolge ver-
schiedene Seitenelemente geladen werden. Empfohlen
wird, dass zuerst der eingebettete Inhalt und erst dann
die eingebettete Werbung geladen wird, doch bleibt dies
dem Ermessen des Medieneigentümers anheimgestellt.

Die verabschiedeten Standards stellen Empfehlungen
dar und sind rechtlich nicht bindend. Die Einhaltung der
Standards wird von der AIM sichergestellt. Maßnahmen
bei möglichen Verstößen sind Konsultationen, Tadel und
die Offenlegung der Verstöße. �

•Odporúčania pre internetovú reklamu (Standards für Internetwerbung)
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Gerichts- bzw. Verwaltungsentscheidung oder zu einem anderen maßgeblichen Dokument.
IRIS Merlin wird monatlich aktualisiert und enthält auch Beiträge, die nicht im IRIS Newsletter
abgedruckt sind.
Als IRIS Abonnent haben Sie auch zu den aktuellsten Informationen kostenlos Zugang. Verwenden
Sie das Ihnen für IRIS on-line (siehe oben) gegebene Password und den entsprechenden Benutzer-
namen.
Testen Sie die Datenbank selbst: http://merlin.obs.coe.int

Abonnements
IRIS erscheint monatlich. Das Abonnement (10 Ausgaben pro Kalenderjahr und 5 Ausgaben IRIS plus
sowie Jahresindex und Einbanddeckel) kostet EUR 210,- zzgl. Vertrieb (30,-) / Direktbeorderung-
gebühren (EUR 5,-) zzgl. MWSt, Inland, jährlich. Das Einzelheft ist für EUR 25,- auf Anfrage erhältlich!
Abonnentenservice:
NOMOS Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG - 76520 Baden-Baden - Deutschland
Tel.: +49 (0) 7221 21 04 39 - Fax: +49 (0) 7221 21 04 43 - E-Mail: hohmann@nomos.de
Das Abonnement verlängert sich automatisch um ein weiteres Kalenderjahr, wenn nicht mit viertel-
jährlicher Frist zum Kalenderjahresende schriftlich beim Verlag gekündigt wird.

Rechtliche Aspekte
von Video-on-Demand
• Welche Rechte braucht ein VoD-Anbieter?
• Gibt es schon Vertragsstandards?
• Welche Rolle spielen Verwertungsfenster?
• Welche Regeln bestimmen das Verhältnis der Wettbewerber untereinander?
• Welche Erfahrungen aus der Musikindustrie sind nutzbar?
• Welchen Schutz genießt der VoD-Kunde?
• Was folgt aus der neu entstandenen Doppelrolle des Konsument-Produzenten?

Europäische Audiovisuelle Informationsstelle

Antworten in dieser jüngsten
IRIS Spezial!
ISBN 978-92-871-6392-9,
97 Seiten, 89 €

Weitere Informationen sowie
Bestellmöglichkeiten unter
http://www.obs.coe.int/vod


